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Gedruckte Abſchrift. 


Pro Memoria 
uͤber 


einige Rechtsfragen, 


welche > 


bei Auslegung des Edicts | 


vom 14. September 1811, und der Declaration 
vom 29. Mai 1816. 


neuerdings zur Sprache gekommen, und von den 
General⸗Commiſſionen anfaͤnglich zum Vorteil, 
jetzt aber zum Nachteil der Gutsbeſitzer 
entſchieden worden. 


OS 


* 
Eingeſandt dem Königl. Hochverordneten Juſtitz⸗Miniſterio 


als Beilage zum Vorſtellen des Comits der Oſtpreußiſchen 
und Litthauſchen Stände. 


4. d. Koͤnigsberg, den zoſten September 1818. 
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III. In welchen Faͤllen iſt ein Gutsbeſitzer berechtigt, 
nach Art. 76 der Deklaration uͤber einen erledigten Bauer⸗ 
hof uneingeſchraͤnkt zu disponiren? Und wie iſt uͤberhaupt 
der Art. 76 auszulegen? 


Ehe wir dieſe Fragen, jede für ſich eroͤrtern, muͤſ⸗ 
ſen wir die Bemerkung vorausſchicken, daß ſchon aus 
dem Umſtande allein ein auffallender Widerſpruch her⸗ 
vorzugehen ſcheint, daß einmal dies, ein andermal das 
Entgegengeſetzte entſchieden wird. 


Unmoͤglich kann es die Abſicht des Geſetzgebers ge⸗ 
weſen ſeyn, zwei ganz verſchiedene Perſonen zu gleicher 
Zeit zur Provocation auf Eigenthums⸗ Verleihung eines 
und deſſelben Hofes zu berechtigen. Dieſes aber wuͤrde 
der Fall ſeyn, wenn jene Auslegungen sin wären. 
Beyſpiele erlaͤutern die Sache. e 
Man nebme an: am 14ten September 1811 war 
der Bauer Heinrich N. im Beſitz des ſtrittigen Bauerho⸗ 
fes; er ſtarb Anno 1812 ohne auf das Eigenthum pro⸗ 
vocirt zu haben, und hinterließ einen Sohn und Erben 
Friedrich N. — 


Da derſelbe verfaſſungsmaͤßig kein Erbrecht auf den 
Bauerhof hatte: ſo ließ der Gutsherr dieſen erledigten 
Bauerhof einem ganz andern Bauer Carl. X übergeben; 
und ſchloß mit demſelben einen Zeitpachts-Contrakt. Nun 
provociren beyde, Friedrich N als Erbe ſeines Vaters; 
Carl X als gegenwaͤrtiger Beſitzer auf die Eigenthums⸗ 
Verleihung des Hofes, und die neuere Auslegung des 
Geſezzes, ſpricht beiden das Eigenthum zu. Eine ſo un⸗ 
gewiſſe Beſtimmung konnte doch ohnmoͤglich der Sinn eis 
nes Geſezzes ſeyn, von welchem man vorausſezzen muß, 


= DB se 


daß es vor allen Dingen auf Conſequenz Anſpruch macht, 
und welches in feiner erſten Expoſition (§. 4.) ausdruͤck⸗ 
lich ſagt 

„Allen jetzigen Innhabern — wird das Eigen⸗ 

„thum ihrer Hoͤfe uͤbertragen, 

ohne bey dieſer Gelegenheit weder an kuͤnftige Innhaber 
noch an die Erben der jetzigen Innhaber zu denken; wor⸗ 
aus man gleich beim erſten Anblick ſchließen ſollte, daß 
von künftigen Innhabern gar nicht, von Erben der da⸗ 
maligen Innhaber aber nur inſoweit die Rede ſeyn koͤnn⸗ 
te, als dieſelben verfaſſungsmaͤßig ein Erbrecht an ihren 


Höfen hatten. 


Wer die Natur des Zeitpachts⸗Contraktes kennt, 
hat ſchon ohnehin Muͤhe zu glauben, daß es die Abſicht 
des Geſezgebers wirklich war, das Recht der Provocation 
auf Eigenthum auch auf ſolche Bauern zu extendiren, de⸗ 
ren ganzes Beſitzrecht blos auf einen Zeitpachts⸗Contract 
gegruͤndet iſt. Wenn er ſich aber hievon uͤberzeugt hat: 
ſo wird er wenigſtens ohne den ſtrengſten Beweis nicht 
glauben koͤnnen, daß auch dem Erben des Zeitpaͤchters, 
nach Exſpiration der Pachtzeit, ein gleiches Recht beige⸗ 
legt ſey. i 

Doch wir muͤßen der Sache naͤher treten, und jede 


der oben aufgeſtellten Fragen mit Erwaͤgung des Pro und 
Contra, beſonders zu beleuchten ſuchen. 


dd I. Man nimmt, veranlaßt durch die Verfuͤgun⸗ 
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gen des General⸗Commiſſarii von Pommern bei der neuen 
Regulirung an, daß die Wittwe und Erben des baͤuerli⸗ 
chen Innhabers vom Jahr 1811 (obgleich Zeitpaͤchter) ein 
Recht erworben haben, auf die Verleihung des Eigen⸗ 
thums zu provociren. 10% ein 20 


Dieſer Meynung wird dadurch ein Gewicht beige⸗ 
legt, daß in Pommern ein ſolcher Grundſatz u 2 4 
gebilligt worden. 


Es ſey uns erlaubt, mit aller ſchuldigen 1 


die Gründe, welche obigen Grundſatz rechtfertigen ſollen, 


und das, was ihnen entgegen ſteht, hier darzuſtellen. 


Jene Gründe finde 


a) Das den Innhabern von 1871 verliehene Recht der 
Provocation auf Eigenthums Verleihung iſt ein 
Recht zur Sache. Ein Recht zur Sache geht auf 
Erben uͤber. Mithin haben auch die Erben jener Inn⸗ 

haber daſſelbe Recht, was ihren Erblaſſern öngeſpro⸗ 
chen war. 


b) Der Artikel 73 der Bellaratien vom ofen Mai 
1816 welcher beſaget, 
„daß es, ſo lange die Bst noch 
„nicht ausgeführt iſt, wegen der Nachfolge in die 
„durch den Tod des bisherigen Beſitzers erledigten 
„Hoͤfe, bei der beſtehenden Verfaſſung ſein 
„Bewenden habe, 


kann deshalb bei nicht erblichen Höfen gar keine Ans 


wendung finden, weil in dieſem Geſetze von Nach⸗ 
folge die Rede iſt; welches erbliche Beſitzer voraus ſezt. 


Ueberhaupt kann dieſer Artikel auch nur in Verbin⸗ 
dung mit dem vorhergegangenen Artikel 7 interpretirt 


werden, welcher ausdrücklich von Vererbung der Bauer⸗ 
hoͤfe ſpricht. — Wo eine ſolche Vererbung ſtatt finder, 


da tritt der Artikel 73 ein; nicht aber Dep Are 
die nicht erblich find. ' 
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Es iſt alſo keinem Zweifel unterworfen, daß das 
den Innhabern von 1811 ertheilte Recht der Provocation 
auf Eigenthums⸗ Verleihung wuͤrklich ein Recht zur Sache 
ſey; welches aber gar ſehr von einem Wa Rechte 
Ges. k. e verſchieden iſt. | 5 


Durch was fuͤr geſezliche Vorſchriften aber it es be⸗ 
gründet, daß ein ſolches Recht zur Sache jederzeit auf 
Erben uͤbergehe? Das Allg. L. R. ſagt Th. I. Tit. IX. 
6. 355. daß nur ſolche Rechte auf eine fremde Sache einen 
Theil der Erbſchaft ausmachen, welche ihrer Natur nach 
80 den Tod nicht erloͤſchen. 


Dagegen heißt es g. 360. N „ 
2 „Rechte N welche blos an der Perſon des Erbla⸗ 
ßers haften, ſind zu ſeiner Erbſchaft nicht zu 


rechnen. 
und der $. 109 der Einleitung ſagt:: 1 
ab „Rechte, welche nur der Per ſon anfieben, verfamin 
„den mit derſelben Tode. Aae a 


Aber auch ein Recht zur Sache kann ein ſolches feyn, 
1 56 blos der Perſon anklebt, denn der oben citirte 9. 
124. des aten Titels nennt das Recht RS nr bie; 


lich ein perſoͤnliches Recht. a DER 


Es iſt alſo hier allein die Frage? 


ob das Recht, welches den baͤuerlichen Beſitzern 
von 1811 ertheilt worden, als ein ſolches anzuſe⸗ 
hen iſt, welches an ihrer Perſon haftet, oder als 
ein ſolches, welches durch ihren Tod BR u 


nid dieſe Frage 90 nicht durch den e e 
Satz entſchieden werden, daß jedes Recht zur Sache auf 
Erben übergehe. 2 


Folgendes ſind aber die Gruͤnde aus welchen im Ge⸗ 
gentheil behauptet werden darf, daß dieſes den baͤuerli⸗ 
chen Beſitzern ertheilte Recht zur Sache an ſich nicht 
eyblich ſey. 


1) Scheint es ſchon deshalb im Süme des Geſetzes 
zu liegen, daß es an die Perſon der Berechtigten geknüpft 
ſey, weil das Geſetz die Eigenſchaften eines WE 
den Ackermanns dabey vorausſezt. 


2) Hat das in Rede ſtehende Recht keine andere Ba⸗ 
ſis, als das Geſetz ſelbſt; es iſt aus keinem Contrakt 
oder ſonſt aus irgend einem andern Titel herzuleiten. Ein 
ſolches Geſez darf nicht extensiv interpretirt werden. 


Dieſes Geſez ſagt aber nirgends, daß das den bauer, 


lichen Innhabern verliehene Recht 1 auf ihre Erben 
uͤbergehen ſolle. 


3) Vielmehr behandelt das Geſez ſelbſt dieſes Recht 
ſtets als ein nicht erbliches. Dieſes wird zum Veiſpiel 
klar, aus dem g. 38. des Edicts vom raten September 
1811. Hätte der Geſezgeber den von ihm verliehenen Ars 


* 


„ 8 


1 


ſpruch auf die Betlelhung des Eigenthums als etwas Erbs 
liches angeſehn: ſo wuͤrde er offenbar im Falle der Ex⸗ 
miſſion, oder der freiwilligen Verzichtleiſtung, auf den 
Erben des Innhabers verwieſen, nicht aber den Gutsherrn 
berechtigt haben, in ſolchem Falle irgend ein en 
e zu waͤhlen. 


J Endlich Wut es hiebey auf die Aufloͤſung Heftes 
hender Provincial⸗Geſetze an, welche nach $. 56, modo 
52, der Einleitung des A. L. R. nicht durch eine bloße 
Interpretation erfolgen darf, ſondern ſogar das Gutach⸗ 
ten der Provincial⸗Landes⸗Collegien erfordert. 


Daß aber wuͤrklich beſtehende Provincial⸗Geſetze durch 
eine ſolche Interpretation, die da weiter geht als das 
Geſetz, verlezt werden wuͤrde, wird ſich bei der weitern 

Ausführung naͤher entwickeln. | 


ad b. Daß die alte beſtehende Verfaſſung fo lange 


aufrecht erhalten bleibe, bis die neue Verfaſſung eintritt, 
iſt eine Sache die ſich ganz von ſelbſt zu verſtehen ſcheint. 
— Man kann daher nicht einmal von dem Geſezgeber 
verlangen, daß er dieſes ausdruͤcklich verordne, da es in 
der Natur der Sache liegt. — Umgekehrt aber muͤßte es 
in dem Geſez ausdruͤcklich verordnet ſeyn, daß die neue 
Verfaſſung ſelbſt noch vor der Ausfuͤhrung des Geſezzes 
eintreten ſollte, wenn der Geſezgeber dieſes bezweckt haͤt⸗ 
te. Geſezt nun, es waͤre erwieſen, daß der Artikel 73 
der Declaration blos auf die erblichen Höfe anwendbar 
ſey, auf die nicht erblichen aber gar keinen Bezug habe: 
ſo wuͤrde dennoch hieraus noch keinesweges folgen, daß 
in Hinſicht auf die nicht erblichen Hoͤfe die durch das Oſt⸗ 
preußiſche Provincial⸗Recht begruͤndete Verfaſſung ſelbſt 


ſchon vor Ausführung des Edicts aufgehoben ſey. Dieſe 
Verfeſſung wird von dem 1 feroft im $ 35 anerkannte 
Wine 
Daſſelbe ae mer in dem eee 95 8670 daß es 
die Fortdauer dieſes Verhaͤltniſſes für die Zukunft nicht 
geſtatten wolle; allein daß ſchon a dato des promulgirten 
Edicts, und noch ehe die Ausfuͤhrung deſſelben vorſchrifts⸗ 
maͤßig ſtatt gefunden, die neue Ordnung der Dinge ein⸗ 
treten ſolle, wird eben ſo wenig irgend wo geſagt, als 
daß die Zeitpachts⸗Bauern a dai ein Erbrecht an ihren 
Bauerhoͤfen haben ſollen. Dieſes Erbrecht wird ihnen 
aber durch eine bloße Interpretation, die in dieſer Pro⸗ 
vinz von ein und denſelben Behörden fo und anders ge⸗ 
macht iſt, beigelegt, und ſo durch unſichere Verfügungen 
die bisher beſtandene Provincial⸗Verfaſſung fruͤher aufge⸗ 
hoben, als das Geſetz es beſtimmt. | 1 


Denn wenn der Zeitpachts Bauer ein Recht 545 
den ihm zuerkannten Anſpruch auf Eigenthums + Verlei- 
hung, auf feine Erben zu übertragen: fo hat er eo ipso 
ein Erbrecht an dem Grundſtuͤck, noch ehe ihm durch die 
bewirkte Auseinanderſetzung das Fine geſezlich a 
hg geworden. | 


Wenn aber von der i ae vollends bebaut 
tet wird: 


„Nicht erbliche Bauern hätten gar keine vat 
„fung, nur Willkuͤhr regierte ſie: ö 


ſo beruht dieſes wol nur auf eine nicht genugſame Beher⸗ 
sgung der en Provincial⸗ Verfaſſung. 10 5 


| Daß ein geitpachts⸗ Bauer niit länger ein Recht 
zum Beſitz habe, als ſeine Pachtzeit dauert, kann man 
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doch wahrlich nicht Willkühr nennen, ſonſt würde eine 
gleiche Willkuͤhr bei jedem Pacht⸗Verhaͤltniß ſtatt finden. 
Zwiſchen Zeitpachts⸗Bauern und andern Paͤchtern, findet 
nur der weſentliche Unterſchied ſtatt, daß der Verpaͤchter 
zur Zeit noch das Pachtgut nach vollendeter Pachtzeit zu⸗ 
rücknehmen kann; wohingegen der Gutsherr, der hiezu 
früherhin auch in Anſehung der Zeitpachts⸗ Bauern bes 
rechtigt war, durch das Provincial⸗Recht Zuſaz 106 in 
ſeinem Eigenthum inſoweit eingeſchraͤnkt iſt, daß er den 
Sauerhof nicht ohne Conſens der damaligen Krieges und 
. jesigen Beh Ei darf. 


Das war eine Einschränkung für den Gutsherren, 
die das neuere Geſez nun wieder mit Verluſt der Haͤlfte 
des Eigenthums abloͤſen will, aber es war keine Berech⸗ 
tigung fuͤr den Pachtbauer; da der Gutsherr an ſeine 
Perſon nicht gebunden e ler * wiel weniger an 
u Erben. | iR 


Außerdem aber duͤrfte der Beweis an keinesweges 
zugegeben werden, daß der Artikel 73 der Declaration 
vom 29ſten Mai 1816 auf die nicht erblichen Muerböſe 
gar keine Anwendung finde, denn; b 


1) iſt Nach folge und Erbfolge keinesweges gleich 

bedeutend. Ein Nachfolger kann auch ein Successor singu- 
Laris ſeyn; und fuͤr ſolchen kann auch der Gutsbeſitzer 
gelten, wenn ihm der Bauerhof anheim faͤllt. — Aus 
der Deutung des Worts; Nachfolge kann alſo keines⸗ 
weges hergeleitet werden, daß der Artikel 73 nicht auch 
auf nichterbliche Bauerhoͤfe bezogen werden koͤnnte. 


en S 2) Obgleich der Artikel 73 ſich zunachſt auf den er⸗ 


ſten Abſchnitt des Ediets bezieht: ſo beruft fich doch der 
Artikel 98 auf ſaͤmtliche Zuſaͤtze welche zu den 5. §. 18, 
31, 32, 33, ꝛc. gemacht worden ſind, und zieht hier⸗ 
durch den Artikel 73 zum zweiten Abſchnitt mit hinuͤber. 
Die Gegenparthei ſuchet dieſes uͤberzeugende Argument zu 
entkräften, indem ſie folgende Schlußfolge hc 


Der Artikel 98 kann nur als Note oder Zara zu 
dem Texte angefehen werden, welchen das . 
in den $.$. 54 — 56 darbietet. 


Das kann man immerhin zugeben. Was ſagt denn 
aber dieſer ſogenannte Text der in der Declaration I. e. 
erklaͤrt werden ſoll? der §. 54 lautet alſo: 


„Wegen Einſchraͤnknng der Diſpoſttionen uͤber die 
„Höfe bis zu dieſem Zeitpunkt (der Ausführung 
„des Edicts nämlich) ꝛc. gelten ebenfalls die Vor⸗ 
„ſchriften die im g. S. 18, 31, 32, und 33 gegeben 
„ind.! /T 


* 


So wie alſo der §. 54 auf den §. 31 Bezug nimmt: 
ſo nimmt ganz offenbar der Aekikel 98 auch auf den 
Artikel 73 Bezug. i 


3) Daß der Artikel 73 in Verbindung mit dem Ar⸗ 
tikel 72 verſtanden und ausgelegt werden muͤße, wird 
gerne zugegeben werden. Allein wie ſollte wol hieraus 
folgen, daß der Artikel 73 auf nicht erbliche Bm feine 
Anwendung finden könne? 


Im Artikel 72 verordnet der Geſezgeber, wie es 
mit der Vererbung der Hoͤfe gehalten werden ſoll, ſo⸗ 


bald das Eigenthum auf die neuen Acquirenten überges 
gangen ſeyn wird. Schon daraus folgt, daß von dieſer 
neuen Ordnung der Dinge nur dann erſt die Rede ſeyn 
kann, wenn die Eigenthums⸗ Verleihung wirklich vollzo⸗ 
gen iſt. Damit indeß auf keinen Fall ein Mißverſtaͤndniß 
entſtehe, ſezt der Geſezgeber im Artikel 73 noch aus druͤck⸗ 
lich hinzu, daß bis zu jenem Zeitpunkt in Anſehung 
(nicht etwa der Vererbung ſondern) der Nachfolge 
überhaupt in die durch den Tod der bisherigen Beſitzer 
erledigten Hoͤfe, alles beim Alten bleiben muͤße. Damit 
aber auch dieſe Beſtimmung nicht etwa auf den erſten 
Abſchnitt des Edicts allein bezogen werde, wird ſie unter 
denen mitbegriffen, welche der Artikel 98 fuͤr die nicht 
erblichen Höfe wiederholt. — Es ſcheint daß ſich der 
Geſeigeber nicht deutlicher babe ausdrucken koͤnnen. 

8 Hlerinnen liegt den Be 2 6 zugleich ein neuer 
Beweis, daß es gar nicht der Sinn des Geſezgebers ge⸗ 
weſen ſey, die Anſpruͤche, die er den baͤuerlichen Inn⸗ 
habern von 1811 auf Eigenthum verlieh, als ein Recht 
anzuſehen, welches ſelbſt noch vor vollzogener Eigen⸗ 
. Verleihung auf . Erben übergehen ſolle. 


Außer den ad a hr b, angeführt Grünen, führe 
die Gegenparthei 


5 noch einen dritten Grund für ihre Meynung an. Sie 
bezieht ſich naͤmlich auf den Artikel 87 der Declara⸗ 
tion und meint, weil nach demſelben der Nießbrau⸗ 
cher, wenn er nach §. 39 des Edicts zu alt iſt, um 
den Hof zu bewirthſchaften, die Wahl haben ſoll, 
welchem ſeiner Kinder er den Hof übergeben. will; fe 
ſey hieraus folgender Schluß zu ziehen: 


„Sollen Kinder bei Lebzeiten ihres Vaters im 
Hofe ſuccedireu koͤnnen: ſo muͤßen ſie es eben 
uſo gut oder noch mehr, nach eee 
hu a ER ſeyn.“ t n Hg 2 e 


. 75 o al in an art 


er dien‘ Agent find aber he 
aft Nachfolge und Erbfolge fheispiren und 5 
1905 von e N au ne 
So lange der Inubaber von 1811 lebt, abe pt 
Pe, oder ausdrücklich uf die, Eigenth 
Verleihung Verzicht gehen. oder ſich derſelben un 2 
gemacht hat, iſt er berechtigt darauf zu p cir 
Es iſt daher auch gan e e wenn. der ſetzge⸗ 
ber ihn berechtigt, 5 den Fall, daß er ſelbſt 2 . 
wegen die Wirthſchaft nicht ſortſetzen, ſondern ſich auf 
den ſogenannten Altentheil ſetzen laßen will, einen von 
feinen "Söhnen zum Nachfolger im Beſitz zu erwäͤhlen. 
Ein ſolcher Sohn gelangt alsdann nicht proprio jure zur 
dem Hofe, ſondern weil der Vater der dazu berechtigt 
iſt, ihm denſelben uͤberlaͤßt. Wie aber aus einer ſolchen 
Beſtimmung die der Natur der Sache nach wiederum an 
die Lebenszeit des Innhabers von 1811 geknuͤpft iſt, ein 
e für. 1 90 Todesfall b eee werden kann, 
wohl auf keinen Fall einzuſehen. ie — Hr; 


En A* 


ad II. In Anſehung der zweiten Ha rage 
klaͤrt ſich die: Gegenparthei fuͤr die Affirmative . 
ar den we 84 der Declaration vom agſten Mai 1816. 


1 ne ET ene eee Ban 45 Alte e 8 


Dieser 1 der den 1 1 5 Edits betten 
er lautet wörtlich alf en 


819 Fund 45 Pe 


Auch diejenigen, deren Beſiz und Nutzungsrecht 
„ſchon zur Zeit der Bekanntmachung des Edicts 
„auf eine rechtsbeſtaͤndige Art gekuͤndigt war, 

zun eg „haben se ge in Pe die een des 

922 ma; Hofes.“ ee dn 24 

d Bin ni . 


1 eenf, der Nachſaß fiat: 


W 09 at jemand nach re ein Hecht zum kuͤnf⸗ 
3 „tigen Beſitz des Hofes erlangt; fo muß demſel⸗ 
ben unter den geſezlichen Bedingungen der Hof 
4 ce 2 , geigenebümlich und dienſtſrei übertragen Aden.“ 
gu Dieſes verſeht man jo, daß 0 5 der nach 1818 
auf ae: Bauer; Erbe quovis ul lo „angelegt, worden, 


5248 


f Mi ins 0 br 775 2 Worte nach die ſem 

| en zwar allerdings ſo viel heißen als nach Emana⸗ 
tion des Edicts vom i4ten September 1811, ohne irgend 
einen terminum ad quem, wenn der Nachſatz iſolirt als 
eine für: ſich beſtehende geſezliche Vorſchrift da ſtaͤnde. 
Denkt man ihn aber in Verbindung mit dem Vorderſatze, 


2 Zuſammenhange mit der ganzen fibrigen Geſezge⸗ 


ung: ſo ergiebt ſich bald ein andrer Sinn. Wir wollen 

1 vor der Hand zugeben, daß bei dem erſten Anblick 

eine doppelte Interpretation u Lager ger or 
BER an ‚m hn a er © 3 . 


4. in * Pe. 


Eg frage fi nm: | MS e e »c 


Wollte der Befeiiter durch diese nn 278 
ſetzen, daß ein jeder, der nach dem, durch den 
Vorderſatz ausgeſchloßenen baͤuerlichen Beſitzer ein 
Recht zum kuͤnftigen Beſitze des Hofes erlangen 

werde, ohne Ruͤckſicht auf die Zeit, wann dieſes 


— 16 — 


geſchieht, auch auf die ebam Verleihung 
propociren konne k 


Oder it der Sinn des Geſetzes Dede daß nur 
derjenige zur Provocation auf das Eigenthum be⸗ 
rechtigt ſein ſollte, welcher damals, als das 
Ediet vom ı4ten September 1811 erſchienen war, 
naͤchſt dem abziehenden Innhaber ein Recht zum 


künftigen Bei itz des Pie bereits erlangt 
batte? 


Jede Geſezgebung muß aus ihrem BEN RER 
menhange beurtheilt und erklärt werden. Wer dieſen in 
dem Edict vom 14ten September 1811 und in der Decla⸗ 
ration vom agſten Mai 1816 überdenkt und vergleicht, 
wird ſich auf eine ae und W e ha Ru 


5 


nn 

1) Das Edict vom naten Eeptemben urg 405 
gleich im Eingange §. 4, daß es den jetzigen Innha⸗ 
bern der Bauerhoͤfe das Recht auf Eigenthums + Verleis 
hung einraͤumen wolle. In dem ganzen Edict kommt aber 
keine einzige Stelle vor, welche zu kuͤnftigen Innha⸗ 
bern und zukunftigen Beſitzberechtigten ein gleiches 
zugeſteht. Es iſt alſo ſchon hieraus klar, daß nachfol⸗ 
gende Innhaber von Bauerhoͤfen nur inſoferne zi zu einem 
Rechte auf Eigenthums⸗ Verleihung gelangen konnten, als 
65 rare n ein Erbrecht er den ee hatten. 


HN 


2. In s 23 s eds ben 4 bre, 
e Au NEN „ zer: . 


ETEEIEWEEOKZTEREET  RIE 


„ 
0 9 


2. 
5 
Er 


Wo waͤhrend dem lezten Kriege oder auch nach⸗ 
„her bis Trinitatis 1809 ein Bauerhof wuͤſte ge⸗ 
„worden und gegenwaͤrtig ohne Wirth, auch 

f „ſonſt niemand vorhanden iſt, der rechtliche An⸗ 
ſprüche darauf 1788 x, 


Abermals ein Bench. daß das Edict ders den 
Statum quo von 1811 vor Augen hat. Der Artikel 7 
der Declaration, welcher dieſen $. declarirt, hat offen. 
bar die Tendenz, die be des Edicts für die Is Ke 
beſitzer zu mildern. Ä 


Hier fagt 785 . daß 5 Edict 
noch erforderten einmaligen Ausbietung erledigter Grund⸗ 
ſtuͤcke nicht weiter beduͤrfe, und daß es nicht mehr dar⸗ 


auf ankommen ſolle, ob fie in Anno 1811 ſchon wuͤſte 


geweſen oder ſpaͤter hin erledigt worden, ſondern, daß es 
bei Entſcheidung der Frage, ob ein ſolcher erledigter 
Hof, (er ſey vor oder nach dem Kriege erledigt worden, 
oder werde noch kuͤnftighin erledigt) der Herrſchaft zur 
uneingeſchraͤnkten Diſpoſition zu uͤberweiſen ſey, nur noch 
auf den einzigen Umſtand ankommen fol: ob keiner 


beſtimmten Perſon ein Recht auf den erledig⸗ 


ten Hof zuſtehe? 


Ueber die ſtrittige Auslegung dieſes leztern punkts 
wird weiter unten das Naͤhere anzufuͤhren ſeyn. Hier 
gehört nur ſoviel zur Sache, daß man unmoͤglich dem 


Geſezgeber die Inconſequenz aufbürden kann, daß er in 


der Declaration auch ſolche baͤuerliche Innhaber zur Pro⸗ 
vocation auf Eigenthums⸗ Verleihung habe berechtigen 
wollen, welche allererſt nach 1911, ohne durch Erbrecht 


27 ſonſt ur einen andern Zitel dazu bebechuigt iu 


2 


ET . wu ä m.. 2 —————— 


5 
. 


Ieipung erlangt 82 5 1 2 
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ſeyn, blos aus freier Wahl der Gutsherrſchaft, den | 
Bauerhof im Zeitpacht erhalten haben, 8 er im 
3 1. o. nur das zur DOMSWERE mahe A} si 


„daß niemand vorhanden ſey, der e 5 
„18 71) rechtliche Anſpruͤche an den Hof macht; 


in dem Artikel 76 aber die Befugniß der Gursbeſtzer 
weiter ausdehnt ohne im geringſten dabei zu w ihnen, 
daß nunmehro aber auch diejenigen Zeitpachtd+ Bauern, 
welche allererſt nach 1811 zum Beſitz der Höfe gelangt 
ſind, als ſolche, die ein Recht auf die Hine 


. 
ane 


Es if ſchon etwas ganz 1 „daß des 
Geſezgeber überhaupt. einer gewiſſen Claſſe von geitpä 
tern das Recht. eingeräumt hat, auf u zu pro 
vocinen. Wie laßt ſich das durch eine bie e Interpreta⸗ 
tion auf noch mehrere Zeitpaͤchter ausde a 


der sah nicht e dazu berufen Mil un 


ober ſagt: ; 29 fr A9 17 187 i 
3 Die Brgenpärihet: b auidings gie N 


| det 0 Innhaber ausdrücklich dazu berufen; denn 


dieſes beweiſen wir ja nun 3 aus dem , 


Declaration. 1 


Wo lege der Deus: en ne 3 
2.0 e 
wi Den Geſeigeber foriche in dem Badens ieſes 2 
tikels von dem einzelnen, gewiß nicht einmal haufigen 
Falle, daß einem der Innhaber von 1811 bereits vor 
Emanation des Edicts die Pacht gekuͤndigt geweſen wäre 
und wirft die Frage auf: wie ſoll es in ſolchem 
gehalten werden? Wie mangelhaft waͤre das Ge 


— . ov5—ʒ5ũà ö— VW 
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wenn e e dieſe Ftage in dee, Art beantwortet 
N huͤtte// BEL SEEN 


ze: Sk 


Ed ak in. felchem Falle jeder nachfolgende, Zeitpäch 
tar 


ee worden „ zum Eigenthum berechtigt ſey. 


111 ie? hat denn der Geſezgeber die größere Anzahl 
de er achts⸗ Bauern vergeſſen, welche nach 1811 ans 
t worden, ohne daß * unhaber von 1811 bereits 
e der Emanation des es Edicts die Pacht gekuͤndigt 
gew ſen "wäre? Oder was konnte die Ratio legis ſeyn, 
warum nur dann ein nachfolgender Zeitpachts⸗Bauer zur 
Eige thums⸗ Verleihung berechtigt ſeyn ſoll, wenn dem 


9 


. damali en Iunhaber bereits 1811 die Pacht gekuͤndigt 


„ nicht aber wenn er etwa 1812 oder 1813 abgetre⸗ 
ten, oder geſtorben ware? 8 3 | 


Wie Unnatürlich und erzwungen wird aber vollends 
die Auslegung, wenn die Gegenparthei aus dieſem Arti⸗ 
kel gar deduciren will, daß allgemein alle ſpaͤtere Zeit⸗ 

Junhaber zur Eigenthums⸗ Verleihung berufen 
Barden; da doch offenbar der Vorderſatz des Artikels 
nur von dem eres de N Falle redet. 


50 es ſich etwa bermuthen, daß der Geſeigeber 
* Nachſatz mit dem Vorderſatz gar nicht habe in Ver⸗ 
bindung ſetzen wollen? Iſt es ihm nur gelegentlich einge; 
fallen, be (Aufig auch noch zu beſtimmen, daß alle die, 


| welche nach dieſem (ex Post) als _Zeitpächter angeſezt 


worden, ein Recht erlangen ſollen, daß ihnen der Hof 


men ene or Hat er die hr ge⸗ 


der nach Emanation des Edicts von 1811 


habt, alle Geſezausleger zu verwirren, indem er einer 
ſo wichtigen geſezlichen Beſtimmung da nicht gedenkt, wo 
er den Gutsbeſitzern die erledigten Hoͤfe zuſpricht; ohne 
ſich weiter daruͤber zu erklaͤren, was er eigentlich damit 
meine, daß dieſes nur ſolche erledigte Höfe betreffe, auf 
welche keiner beſtimmten Perſon ein Recht z 


Alles dieſes, und daß der Geſeigeber dur 2 
84 dasjenige unmöglich machen wolle, was er in 
kel 76 zuſaget, laßt ſich gewiß nicht ie en und 
wuͤrde jene gezwungene Auslegung conſeauenter eke in 
ſolchen Vorausſetzungen führen. ; 


1 Mind SR agg 


Wie gar anders erſcheint die Side, wenn man zu der 
einzig richtigen Auslegung zurückkehrt, welche fh fo Says 
naturlich ergiebt, und bei welcher der Artikel! 84 nicht 
allein mit ſich ſelbſt, ſondern auch mit der ganzen ee 


gebung im Zuſammenhange und Einklange ſteht. * 


Auf die im Vorderſatze aufgefichte Frage: eh sid 
Wie es zu halten ſey; wenn etwa dem Inn a 
ber von 1811 ſchon vor Emanation des Ediets di 


pacht gekündigt geweſen ware? = ah di ar 
15 TUR RER AR 


erfolgt zuerſt die Antwort: daß ein fofcher natürlich nicht 


mehr befugt ſeyn koͤnne, auf das Eigenthum 7 
Anſpruch zu machen. Nun aber iſt zu vermuthen 
dieſem Falle zu eben der Zeit, wo dieſen Innh 
kuͤndigt wurde, ein anderer bereits wieder um zu 
dieſem Hofe werde berufen worden ſeyn; | dah . 


Geſeigeber im Nachſatze hinzu: W ee 


„Hat jemand nach dieſem ein Recht zum künſpigen 
„Beſitz des Hofes erlangt: fo muß demſelben ꝛc.““ 


Dieſe geſezliche Beſtimmung ſagt alfo weiter nichts, 
418 1806 ein Hof deshalb, weil etwa dem Innhaber von 
1811 vor Emanation des Edicts bereits gekuͤndigt war, 
noch nicht fuͤr erledigt zu erachten; inſoferne ſchon da⸗ 
mals ein andrer vorhanden geweſen, der ein Recht zum 
Befi is beffeiben erlangt hatte. 


Das Geſez ſpricht offenbar von ſolchen, die ſich 
zur Zeit der Emanation des Edicts von 1811 zwar noch 
nicht im Beſitz eines Bauerhofes befanden, aber doch 
ſchon zum kuͤnftigen Beſitz deſſelben berechtigt waren, 


nicht aber von ſolchen, die in ſpaͤtern Zeiten bei eintre⸗ 


tender Vacanz eines Bauerhofes denſelben in Zeitpacht 
angenommen, ohne ſchon zur Zeit der Emanation des 
Edicts dazu berechtigt geweſen zu ſeyn. 


Bei dieſer Auslegung iſt die ratio legis klar, denn 
in einem ſolchen Falle als der Artikel 84 vorausſezt, war 
es offenbar ganz conſequent, nicht dem abziehenden, ſon⸗ 
dern dem anziehenden Zeitpachts⸗ Bauern die Berechtigung 
zur Provocation auf Eigenthum einzuraͤumen, und der 
Status que von 1811, von welchem die Geſezgebung ſonſt 
überall ausgeht, wird hiedurch im geringſten nicht laͤdirt. 


Aus dem Artikel 84 kann es alſo gerade am aller⸗ 
wenigſten hergeleitet werden, daß die nach 1811 angeſez⸗ 
ten Zeitpachts⸗ Bauern ein Recht erlangt haben auf Er 
genthums⸗ Verleihung zu provociren. 


Es giebt aber noch ein anderes Raiſonement durch 
welches die Gegenparthei den Satz zu begruͤnden ſucht, 


daß die nach 1811 angeſezten Zeitpaͤchter wenigſtens noch 


bis zur Emanation der Declaration vom ꝛ9ſten Mai 
1816 zur eee, auf e berechtigt find. 
ft ve n 2 art 

Dieſes werden wir Getegenpeit in A bc 


ad III. zu beleuchten, da es hiebei auf d ai ke, 
ge Auslegung des Artikels 76 der Declar 1. vom 29ſten 
Mai 1816 ankommt, ae wir 
N * Au * 


Man Rene ai folgende Setup -Fotge auf. 


Der Artikel 76 ſpricht den Gutsbeſttern die erisdige 
sen Bauerböfe nur inſoferne ohne weitere Licitation zu, 
als keiner beſtimmten Perſon ein Recht auf deren Ueber⸗ 
laßung zuſteht. Eben dieſer Artikel 76 löſet nun zwar 
auch die Verbindlichkeit der Gutsbeſitzer auf, die Bauer⸗ 
hoͤfe als eigne fuͤr ſich beſtehende Stellen fernerhin mit 
Wirthen beſezt zu erhalten. Allein bis zur Emanation 
der Declaration beſtand doch noch diefe Verbindlichkeit 
vermöge der g. 9. 32 und 54 des Edicts. In Kane 
raum von 1811 bis 1816 durfte alfo ein Gu er e 


nen erledigten Bauerhof nicht unbeſezt laßen, inſofern 9 


nur irgend möglich war ihn wieder zu beſetz en. Es war 


alſo nicht ein Act freier Wilkuͤhr von 1155 wenn fi 10 
auer⸗ 


nen neuen Zeitpaͤchter auf einen ſolchen erledigten 

hof anſezte, ſondern das Geſez verband ihn dazu. Hier⸗ 
aus folgt. daß ein in dem Zeitraum zwiſchen 1811 und 
1816 angeſezter neuer Zeitpachts⸗Bauer je rzeit als eine 
ſolche Perſon anzuſehen iſt, welcher ein Recht auf Ueber⸗ 
laßung des Eigenthums zuſteht; und daß ein ſolcher 
Bauerhof, wenn er zur Auseinanderſetzung komt, nicht 
dem Gutsherrn zur freien Dispoſition uͤberwieſen 2 
kan. Denn er war zu der Zeit, als der Vorbeſizzer 


abging, nicht als erledigt zu betrachten, weil di Guts⸗ 
befißer berbunden war, ihn wieder zu beſetzen. ; 


D D . 
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Auch dieſem Raiſonement duͤrfte es wohl an Conſe⸗ 
auenz fehlen. Der Irthum in der Schluß folge liegt dar⸗ 
in, daß man, wie es gewoͤhnlich bei den baͤuerlichen An⸗ 
gelegenheiten in Preußen der Fall iſt, die polizeiliche 
Beſchrank ung im Eigenthum des Gutsherrn mit der 
Berechtigung einer beſt immten Perſon verwech⸗ 
ſelt. So wie man naͤmlich im Allgemeinen nur zu oft 
den Fehlſchluß gemacht hat, welcher der bisher beſtehen⸗ 
den Berſozung in Oſtpreußen ganz zuwider laͤuft: a 


Weil das Eigenthum des Gutsherrn an den 
baͤuerlichen Huben nach dem Provincial⸗Recht Zu: 
ſaz 106 der Einſchraͤnkung unterliegt, daß er die 
baͤuerliche Beſizzung ohne Conſens nicht einziehen 
oder ihr Realitaͤten nehmen konnte: ſo hat der 
eben im Beſitz befindliche Zeitpachts⸗Vauer groͤ⸗ 

ßere Rechte an feinem Bauerhof als diejenigen 
eines gewoͤhnlichen Zeitpaͤchters; geſezt auch 
wirklich, daß ſeine Pachtzeit in einem geſchriebe⸗ 
nen Contract en. 


So macht man auch bei der beſondern Auslegung 
des in Rede ſtehenden Artikels 75 1 Fehlſchluß 


und ſagt: n 
Weil nach den b. F. 32 und 54 des Edicts jene 
Einſchraͤnkung des Eigenthums noch beſtand (wel⸗ 
che der Artikel 76 doch ſelbſt eine Landes polizeili⸗ 
che Beſchraͤnkung nennt) ſo iſt der Zeitpachts⸗ 
Bauer, den der Gutsherr nach 1811 anſezte, 
eben ſowohl eine beſtimmte Perſon, welche auf 
die Ueberlaßung des SR einen 2 ade Un: 
ſpruch hat. f 


Daß ſich ſo viele wuͤrdige und verffändige Männer 
zu dieſen Fehlſchluͤßen hinreißen laſſen, liegt n ** 


in, weil man gewohnt iſt, ſo zu ſchließen: 


Wo eine Verpflichtung iſt, muß derſelben ag 
eine Berechtigung er ſtehen. i 


Das iſt ganz richtig, Laber die Verpſictung von 
welcher hier die Rede iſt, haͤtte der Gutsherr ja nur ge⸗ 
gen den Staat, nicht gegen irgend eine beſtimmte Perſon. 


Mithin ſtand dieſer Verpflichtung auch nur eine Be⸗ 
rechtigung des Staats entgegen, nicht die Berechtigung 
irgend einer beſtimmten Perſon. Freilich wird über 
die Berechtigung des Staats von Seiten der Guts beſitzer 


die Beſchwerde gefuͤhrt, daß ſie ſich auf weiter nichts 
gruͤndet, als auf die Machtvollkommenheit des Staats, 


welcher die Beſchraͤnkung des Eigenthums nach dem Zu⸗ 
ſaz des Provincial⸗Rechts 106 feſtſezte; indem in Preu⸗ 
ßen bekanntermaßen alle Huben in den adelichen Guͤtern, 
Ritterhuben und keine ſolche Bauerhuben find, wie fie 
in andern Provinzen den Ritterhuben mit verſchiedenen 
Verpflichtungen entgegen geſezt ſind. Dies beſagt sd 
ein jedes Privilegium über die Eigenſchaft des Guts. 


Allein jene Einſchraͤnkung beſtand doch KO 
mäßig, aber eine Berechtigung des Zeitpachts Bauers 
auf Eigenthum oder auch nur auf Erbrecht beſtand nicht 
verfaßungsmaͤßig; denn das Oſtpreußiſche Provincial; 
Recht beſagt Zuſatz 79, 8⁰ und 118 ausdrücklich, daß 
die Bauern in Preußen (die nicht etwan ein beſonderes 


ihnen zuſtehendes Erbrecht erweislich machen können) ſelbſt 


dann, wenn ſie keinen geſchriebenen Kontrakt in Händen 
haben, der ihre Pachtzeit näher beſtimmt, nur zu einem 
reſp. ein⸗ oder dreijaͤhrigen Beſitz berechtigt ſind, und 


— 
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daß das Eigenthum der Güter in der Regel der Herr 
ſchaft gehoͤrt: 
ibid. Zusatz 116. 


Noch bis dieſen Augenblick beſteht die Hofnung der 
Gutsbeſitzer in Preußen, gegruͤndet auf die Gerechtig⸗ 
keits⸗Liebe ihres erhabenen Monarchen, und auf die Al⸗ 
lerhoͤchſtdemſelben eingereichte Denkſchrift vom ıffen Zus 
ni 1818, daß der Staat in Hinſicht auf dieſe beſondere 
Verfaßung Preußens, eine Provincielle Modification in 
der Ausführung des Edikts vom ı4ten September 1811 
werde ſtatt finden laßen; angeſehen, daß durch einen 
doppelten Act der Macht + Vollkommenheit des Staats, 
die Gutsbeſitzer einen großen Theil ihres Eigenthums ge⸗ 
radehin einbuͤßen wuͤrden, wenn es unabaͤnderlich bei den 
jezt beſtehenden Vorſchriften bliebe; und daß die Beſorg⸗ 
niß der möglichen Wiederholung einer ſolchen Operation 
des Staats, die Sicherheit des Privat⸗Eigenthums ges 
faͤhrden duͤrfte. Geſezt aber, daß dieſe Hoffnung ſchwaͤnde: 
ſo darf doch ein ſolches Geſez, welches die bisher beſte⸗ 
henden rechtlichen Verhaͤltniße aufloͤſet, und durch wel⸗ 
ches ſich eine angeſehene Claſſe von Staats⸗Buͤrgern in 
ihrem Eigenthum gekraͤnkt glaubt, wenigſtens nicht durch 
einſeitige Interpretation noch aggraviret werden; beſon⸗ 
ders dann, wenn ſich eine ſolche Interpretation in einem 
ri befangen findet. 


Der Cirkel macht ſich naͤmlich bei Auslegung des / 


in Rede ſtehenden Artikel 76 alſo: 


die nach 1811 angeſezten Zeitpachts⸗ + Bauern has 
ben ein Recht auf die eigenthuͤmliche eee 
ihrer Höfe. a 


Woher? weil der Artikel 76 ausdruͤcklich beſagt: 


daß der Gutsbeſitzer erledigte Höfe nur dann ein⸗ 


Er 


ziehen kann, wenn keiner Velha enen 
Recht darauf zuſteht. 113 Ra 


Dieſes iſt der eine Halb⸗Cirkel, der andere lautet 
alſo; ur Ge es 
Der Gutsbeſitzer kann trotz dem Artikel 76. einen, 
ſeit 1811 erledigt geweſenen aber wieder Mah 
Bauerhof nicht einziehen; | \ 8 


5 


Warum? weil der neu angeſezte zer 
ein Recht auf die Sigemphnnliege 19 del 
Hofes hat. 


Tritt man nun aus dieſem Wag e Cirtel gag 
ſo wird die richtige Auslegung des Artikel 76 Kr 85 
geringſten Schwuͤrigkeit unterworfen ſeyn. 


Allerdings iſt der Gutsbeſitzer dieſem Artikel a 
nur in fofern zur Einziehung erledigter Höfe berechtigt, 
als keiner beſtimmten Perſon ein Recht darauf zuſteht, 
aber ein ſolcher Zeitpächter, den der Guts beſitzer, nach⸗ 
dem der Hof bereits erledigt war, zwar in Folge der 
damals noch beſtandenen Einſchraͤnkung ſeines Eigenthums, 
aber doch aus freier Wahl, wieder angeſezt hat, ohne 
daß derſelbe irgend einen andern Titel zum Beſitz dieſes 
Hofes aufzuweiſen hat, — ein ſolcher iſt nicht eine be 
ſtimmte Perſon, welcher ein Recht auf die eigenthuͤmliche 
Ueberlaßung des Hofes zuſteht; denn die ae 
hat ihn nirgends dazu berechtigt. 8 


Wir haben bereits oben geſehen, daß die Geſezge⸗ 
bung immer nur diejenigen Zeitpachts⸗ Bauern zur Eigen: 
thumserlangung berechtigt, welche zur Zeit der Emanation 
des Ediets entweder im Befig ihrer Höfe waren, oder 
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doch ſchon ein Recht zum künftigen Beſtz 8 e aufzu⸗ 
e hatten. 


Warum ſpricht aber der Geſezgeber von einer be⸗ 
kia Perſon, die ein Recht auf die eigenthuͤmliche 
Ueberlaßung eines erledigten Bauerhofes haben könnte? 
und wen meint er damit? dieſes iſt leicht einzuſehen, wenn 
man bedenkt, daß dieſe geſezliche Beſtimmung ob fie 
W durch die Artikel 86 und 98 mit auf die nichterbli⸗ 
chen Bauerhöfe bezogen wird, doch zunaͤchſt die erblichen 


Bauerhöfe angeht. — Wo alfo bei erblichen Bauerhoͤfen 


irgend jemand nach der bisherigen Verfaßung ein Anrecht 
an den erledigten Hof hat, da kann natuͤrlich der erledigte 
Hof von dem Gutsherrn nicht eingezogen werden, weder 
vor, noch auch nach der Emanation der Declaration vom 
20 ſten Mai 1816. Eben ſo naturlich iſt das Verhaͤltniß 
anders bei nicht erblichen und Zeitpachts⸗Bauern, weil, 
wenn die Zeitpacht exſpirirt iſt, nicht einmal dieſer bishe⸗ 
rige Bauer ſelbſt, geſchweige denn irgend eine andere be⸗ 


ſtimmte Perſon ein Anrecht an dem erledigten Hofe hat; 
den einzigen Fall ausgenommen, daß ein ſolches Anrecht 


bereits 1811 einer gewiſſen Perſon eingeraͤumt geweſen 
ware. Man muß nur immer nicht vergeſſen, daß der 
Gutsherr nach der in Preußen beſtehenden Verfaſſung 
zwar den Hof nicht willkuͤhrlich einziehen durfte, aber 
ihn willkuͤhrlich in den Contracts oder geſezlichen Friſten 
kundigen konnte, und daß er bei Wiederbeſetzung deſſel⸗ 
ben durchaus an keine beſtimmte Perſon auch 
nach Zuſatz 109 des Provincial⸗Rechts an die vorige Be⸗ 
dingungen nicht gebunden war; ſo wenig als irgend ein 
Verpächter überhaupt an einen beſtimmten Zeitpäͤchter 


gebunden ift, Hierauf wird vielleicht von der Gegenpar, 


thei eingewandt werden — 


. 28 — 


Ein Bauerhof kann doch immer nicht fuͤr erledigt 
erachtet werden, ſo lange die Verbindlichkeit des 
Gutsherrn beſteht, ihn wieder zu beſetzen. Ge⸗ 
ſezt alſo auch wirklich, daß das Geſez den nach 
1611 angeſezten Zeitpächtern nicht ausdruͤcklich ein 
Recht zur Provocation auf Eigenthum zugeſpro⸗ 
chen hat, ſo iſt dennoch der Gutsherr nicht be⸗ 

fugt einen ſolchen Hof, auf welchen er in dem 
Zeitraum zwiſchen 1811 und 1816 einen neuen 
Zeitpachts⸗Bauer angeſezt hat, einzuziehen, weil 
der Artikel 76 ihm nur geſtattet, uͤber einen 
wirklich erledigten Hof uneingeſchraͤnkt zu dispo⸗ 
niren. ; 

* 

Das Factum der Erledigung kann vor 1816 
nur eintreten, in ſofern die Bedingungen erfüllt 
find, die der $. 33 des Edicts aufſtellt; — und 
nur erſt nach dem 29ſten Mai 1816, kann ein Hof 
deshalb als erledigt erachtet werden, weil der 
bisherige Zeitpachts⸗Bauer geſtorben oder alias 
abgetreten iſt. 


Auch dieſer Einwand dürfte nicht ſchwer zu one, 
legen ſeyn. 


Die Behauptung: 
daß ein Bauerhof nicht als ein ſolcher oe 
werden koͤnne, der erledigt geweſen, wenn er 
nach der Erledigung wieder beſezt worden, 
ſchließt einen offenbaren Wiederſpruch in ſich. Selbſt die 
Gegenparthei wird ſich gezwungen fuͤhlen ER 
daß fie nur ſoviel behaupten koͤnne und wolle 


daß ein Bauerhof in dem Augenblick nicht erle⸗ 


digt ſey, wo ein neuer Zeitpaͤchter drin ſizt — 
Urſache: weil er wieder beſezt worden; 5 

aber das wird niemand vertheidigen Finnen, 

ach 4 daß der Bauerhof nicht in dem Augenblick wirk⸗ 


lich erledigt war, als der alte Zeitpaͤchter Wa 


Eben ho wenig laßt fie behaupten, daß ein ſolcher 
ee geweſener Hof im Sinn des Geſetzes deshalb 
nicht als erledigt anzuſehen ſey, weil die Einſchraͤnkung 


beſtand, ihn nicht einzuziehen. Die Declaration laßt 


uns keinen Zweifel übrig, w was ſie unter einem erledigten 
Hofe verſtehe; denn ſie ſagt im Artikel 73. 


So lange die Auseinanderſezzung noch nicht aus⸗ 


gefuͤhrt iſt, behaͤlt es wegen der Nachfolge, in 
die durch den Tod des bisherigen Befis 

ers erledigten Höfe bei der beſtehenden 
Verfaſſung ſein Bewenden. 


Dias Geſetz ſieht alſo einen Hof, deſſen Beſitzer mit 
Tode abgegangen als erledigt an, wenn gleich der Fall 
möglich ift, daß noch Erben deſſelben vorhanden waͤren, 
die vermoͤge beſtehender Verfaſſung ein Recht haben, auf 
den Beſitz des Hofes Anſpruch zu machen. Wieviel mehr 
wird im Sinne des Geſetzes, ein Hof als erledigt anzu⸗ 
ſehen ſeyn, auf welchen kein Erbe ein Anrecht hat, und 
der blos vermoͤge einer Landes polizeilichen Einrichtung 
wieder beſezt werden muß. 


| Ganz eonsequent mit dem Artikel 73 ſagt nun die 
Declaration im Artikel 76 daß ein ſolcher erledigter Hof 
nur dann dem Gutsherrn zu uneingeſchraͤnkter Diſpoſition 
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zu überweiſen ſey, wenn keine beſtimmte Perſon ein Uns 
recht darauf habe. Daß aber die Declaration nicht etwa 
blos von ſolchen Höfen ſpreche, welche gerade in dem 
Zeitpunkte ihrer Emanation erledigt ſtehn, ſondern von 
ſolchen, die fruͤher erlebigt worden, iſt nicht allein aus 
dem ganzen Zuſammenhange der Geſezgebung klar, ſon⸗ 
dern ſteigert ſich durch den Nachſatz des Artikel 76 zur 
hoͤchſten Gewißheit, indem das Geſez hier ausdrücklich 
ag * Re | je, eg 


es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die! 

„fe zu den Guͤtern bereits eingezogen, v 
„waͤhrend oder nach dem Kriege von 1806 

„folgenden Jahren erledigt und wuͤſte geworden 

y ſind, oder ob dieſelben dem Gutsherrn fernerhin 


„anheim fallen.“ 0 


TER: 


Wie waͤre es moͤglich, troz dieſer deutlichen Beſtim⸗ 


mung des Geſetzes, dennoch die Behauptung durchzu⸗ 


fuͤhren: Kan f 
daaß es gleichwol einen Unterſchied mache, ob der 
Bauerhof von 1816 erledigt und wieder heſezt 
worden, oder ob er ſpaͤterhin nach dem “agffen 


Mai 1816 erledigt werde. * 


ni pe ene 


Ware die Declaration nicht erſchienen, 


hätte. es freilich bei den f. 9. 32 — 33 des Edicts fein 


Bewenden gehabt, und obgleich auch dann die neuen ſeit 
1611 angeſezten Zeitpaͤchter noch nicht berechtigt geweſen 
wären, auf Eigenthums⸗ Verleihung Anſpruch zu mas 
chen: fo ware doch auch der Gutsherr nicht befugt gewe⸗ 
fen, erledigte Höfe, die wieder beſezt werden konnten, eins 
zuziehen. Es hätte alsdann eine neue geſezliche Beſtim⸗ 
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mung darüber erfolgen muͤſſen, wie es mit dergleichen 
Hoͤfen zu halten ſey, oder es haͤtte in Anſehung der⸗ 
ſelben die alte Verfaſſung fortdaurend Platz gegriffen. 
Nun aber iſt die geſezliche Beſtimmung durch den mehr 
beſagten Artikel 76 der Declaration erfolgt, mithin iſt 
auch nunmehr der Gutsherr in Preußen befugt, derſel⸗ 
ben zufolge die erledigten Hoͤfe einzuziehn, ohne Unter⸗ 
ſchied, zu welcher Zeit ſie erledigt worden, unangeſehen, 
ob die durch $. 33 des Edicts verordnete Ausbietung 
ſchon bewirkt oder noch ausgeſezt geblieben war und ohne 
Ruͤck ſicht darauf, ob eine Wiederbeſetzung durch Zeitpachts⸗ 
Contrakte erfolgt iſt oder nicht. — 


Das Leztere um ſo mehr, da eine ſolche Wieder⸗ 
beſetzung immer nur als eine interimiſtiſche Benutzung 
durch Verpachtung angeſehen werden kann. 


Zum Schluß ſey uns noch die Bemerkung vergoͤnnt, 


daß das Beſtreben der Preußiſchen Gutsbeſitzer im Gro⸗ 


ßen und Ganzen wohl nicht dahin geht, moͤglichſt viel 
erledigte Hoͤfe zu ihren Vorwerkern einzuziehen. Ihre 
Wuͤnſche beſchraͤnken ſich darauf, in ihren alten verfa⸗ 
ßungsmaͤßigen Rechten, ſo wenig als moͤglich gekraͤnkt zu 
werden, und nur dieſes allein kann ſie bewegen, den in 
Rede ſtehenden Artikel 76 als einen kleinen, wenn gleich 
nicht verhaͤltnißmaͤßigen Erſatz deſſen, was ihnen genom⸗ 
men worden, zu vertheidigen. 
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| NOTE PEIRDN aus Heſt I. I. des Arbeiterfreundes. 


ne 


Die Freizügigkeit, das wichtigſte Grundrecht für die 
f arbeitenden Klaſſen. 


(Vom Präſidenten Dr. Lette.) 


(Vergleiche die Schrift des Ober⸗Regierungsrath Friedrich Bitzer, Stuttgart 1863: 
ir Recht auf Armen⸗Unterſtützung und die Freizügigkeit, ein Beitrag zu der e 
des allgemeinen deutſchen Heimathsrechtes.“) 


tl Die Frage der Freizügigkeit berührt ein wirthſchaftliches Gebiet, auf dem 
ſich der Central⸗Verein für das Wohl der arbeitenden Klaſſen und der Kon⸗ 
greß deutſcher Volkswirthe begegnen. Jener hat ſich mit dem Gegenſtande 
bereits im erſten Bande ſeiner Zeitſchrift, dieſer letztere damit wiederholt auf 
mehreren Kongreſſen beſchäftigt. Ein in der neueſten, der dritten Auflage des 
Staats⸗Lexikons von Rotteck und Welcker, Band 5, Seite 700 ff. befindlicher 
Artikel, wovon ein Separatabdruck, als vorbereitende Denkſchrift für die Ver⸗ 
hendinngen des dritten volkswirthſchaftlichen Kongreſſes, 1860 in Köln ver⸗ 
theilt wurde, behandelt die Frage ausführlicher. Für die erſchöpfende Be⸗ 
handlung derselben iſt die Schrift des Ober⸗ Regierungs⸗ Raths Bitzer 
ein um ſo werthvollerer Beitrag, als ſie von einem des Gegenſtandes 
in beſonderem Grade kundigen Beamten aus dem deutſchen Süden und aus 
einem Staate kommt, in welchem die Freizügigkeit mit ihren nothwendigen 
Folgerungen zur Zeit noch großen Beſchränkungen unterworfen iſt. Allerdings 
ſetzt, wie es in der Schrift geſchehen, die Erörterung der Freizügigkeitsfrage 
die gleichzeitige Betrachtung der Frage des Armenrechtes und wiederum dieſe 
| die des Heimathrechtes, insbeſondere aber des Rechtes auf Wohnung und Aufent⸗ 
halt, daran anſchließend ferner des Rechts auf Anſäſſigmachung, auf Erwerbs⸗ 
Ri und Arbeitsbefugniß, wie auf Gründung einer Familie, bezüglich auf Verehelichung 
voraus. Denn es liegt auf der Hand, daß die Freizügigkeit an ſich, mit dem 
Rechte, Aufenthalt und Wohnung an einem Orte zu nehmen, mehr oder we⸗ 
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niger werthlos iſt, je nachdem damit nicht gleichzeitig eine möglichſt unbe⸗ 
ſchränkte Erwerbs- und Gewerbefreiheit, mithin die Befugniß verbunden iſt, 
durch Anwendung angeborener oder erworbener geiſtiger und phyſiſcher 
Fähigkeiten und Kräfte für ſich und die Seinigen Nahrung und Unterhalt 
zu ſchaffen. Ebenſo wird der Werth der Freizügigkeit mit der Befugniß, 
Aufenthalt und Wohnung an einem Orte zu nehmen, erheblich vermindert, 
wenn die Geſetzgebung des Landes den Erwerb von Grundſtücken, eines eige⸗ 
nen Grundbeſitzes, erſchwert oder verhindert; jet es, daß dieſer Eigenthumserwerb 
für Ausländer oder Neuanziehende überhaupt, oder auch nur der Beſitz von 
Grundeigenthum dieſer oder jener Art zufolge Privilegien und Vorrechte ge⸗ 
wiſſer Geſellſchaftsklaſſen, Anderen verſagt iſt, — oder ſei es, daß die Theilbar⸗ 
keit des Grundbeſitzes durch Rechtsinſtitute und geſetzliche Beſtimmungen, wie 
Fideikommiſſe und Geſchloſſenheit der ländlichen Grundbeſitzungen, beein⸗ 
trächtigt wird. 

Das Recht der Freizügigkeit erhält daher ſeinen vollen Werth 
und Erfolg erſt mit der vollſtändigen Arbeits-, Erwerbs⸗ und 
Gewerbefreiheit, mit der nicht beſchränkten Befugniß auf An⸗ 
ſäſſigmachung und Gründung einer Familie. Daſſelbe fordert 
die gleichzeitige Wegräumung aller dem entgegenſtehenden Hin⸗ 
derniſſe. Dahin gehören ebenſowohl die Zunftprivilegien und Gewerbsmo⸗ 
nopole, wie die polizeilichen Konceſſionen zur Anſiedlung und Eingehung einer 
Ehe, wie die Verbote oder Erſchwerungen der Theilbarkeit des Grundbeſitzes 
und der Anſiedlung mit Aufbau eigener Wohngebäude auf dem erworbenen, 
auch kleinem Grundeigenthum. 

Dann erſt wird es jedem Gliede des Staatsverbandes, auch dem von 
Hauſe aus kapitalloſen Arbeiter, möglich gemacht, durch Fleiß, Sparſamkeit, 
Ordnung und Sitte, durch Ausbildung und Benutzung ſeiner Fähigkeiten und 
Kräfte allmälig von den verſchiedenen Gütern der Nation ſeinen kleineren 
oder größeren Antheil zu erwerben. Erſt mit Wegräumung jener Hinderniſſe 
wird auch dem Arbeiter die volle perſönliche, bürgerliche und wirthſchaftliche 
Freiheit zu Theil, auf welche jedes Glied der Staatsgemeinde einen gleichbe⸗ 
rechtigten Anſpruch hat. 

Eine ſolche Ausdehnung muß für das Grundrecht der Frei- 
zügigkeit mit den erſt ihren vollen Werth und Erfolg bedingen⸗ 
den Konſequenzen und Wirkungen in Anſpruch genommen werden. 
Darin aber haben ſie auch ihre Grenze und es liegt dagegen außerhalb 
derſelben die vielmehr dem politiſchen, nicht mehr dem wirthſchaft⸗ 
lichen und geſellſchaftlich-bürgerlichen Rechtsgebiet angehörige 
Entſcheidung darüber: unter welchen Bedingungen und Vorausſetzungen 
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in jedem Lande oder Orte ein Anſpruch auf Gemeinde- oder Staats⸗ 
bürgerrechte begründet ſei. Ebenſo liegt außerhalb jener Grenze der An⸗ 
ſpruch auf Theilnahme an beſtimmten Vermögensſtücken oder 
Nutzungsgegenſtänden der Gemeinde des Heimaths- oder Aufenthalts⸗ 
ortes, an dem Bürger- oder Bürgerklaſſen-Vermögen, während hin⸗ 
gegen mit dem Aufenthalts- und Wohnungsrechte an einem beſtimm⸗ 
ten Orte und in einem Gemeindebezirk der Anſpruch auf Benutzung 
aller öffentlichen Anſtalten, wie Straßen, Brunnen, Erleuchtung u. ſ. 
w., ebenſo aber auch der öffentlichen Schulen nothwendig verbunden iſt. 

Durch ſogenannte Eintritts- oder Einzugsgelder, d. h. Abgaben 
für Aufenthalt und Wohnung an anderen als den Heimathsorten, wird die 
Freizügigkeit betroffen und beeinträchtigt. Dagegen fällt das Bürgerrechts⸗ 
geld, eine Abgabe für das Gemeindebürgerthum und die damit verbundenen 
politiſchen (Wahl⸗ oder ähnlichen) Rechte in den Bereich der politiſchen 
Verfaſſung der Gemeinden oder des Staates. Ingleichen wird 
die Freizügigkeit mit ihren Konſequenzen durch ſogenannte Einkaufsgelder 
oder andere Aequivalente für die Mitbenutzung von Bürger- oder 
Bürgerklaſſen⸗Vermögen nicht betroffen. 

Es gehen die Widerſprüche gegen die Freizügigkeit hauptſächlich von 
zwei Standpunkten aus. Der eine beruht auf der Beſorgniß der natur⸗ 
gemäß zur Unterſtützung dürftiger Glieder ſubſidiariſch verpflichteten Gemeinde⸗ 
und Heimathsbezirke vor Vermehrung der Laſt der Armenpflege bei etwani⸗ 
ger Verarmung neu anziehender Perſonen und Familien. Der zweite beruht 
auf der Beſorgniß der einzelnen innerhalb des Gemeinde- oder Heimathsbe⸗ 
zirkes bereits angeſeſſenen Gewerbetreibenden, Arbeiter oder Landwirthe, daß 
ihnen durch neuen Zuzug ihr bisheriges Erwerbs- oder Arbeitsfeld und da⸗ 
durch ihrer Familien geſicherter Nahrungsſtand entzogen oder wenigſtens ge⸗ 
ſchmälert werden könne. 

Wie wenig von dieſem zweiten Standpunkte aus ein Recht auf Aus⸗ 
ſchließung anderer Mitglieder des Staatsverbandes zu begründen iſt, bedarf 
an dieſer Stelle keiner weiteren Erörterung. Vorzugsweiſe iſt es die Be⸗ 
ſorgniß vor Vergrößerung der Laſt der Armenpflege, worauf man 

die Beſchränkung der Freizügigkeit zu ſtützen pflegt. Deshalb iſt es auch 
hauptſächlich die Geſetzgebung über Armenpflege, von welcher das Recht 
der Freizügigkeit berührt, wodurch dieſelbe mehr oder weniger beſchränkt oder 
erweitert wird. Denn es liegt auf der Hand, daß, wenn Jemand, welcher 
Wohnung und Heimath ſeit vielen Jahren an einem anderen, als ſeinem 
Geburts⸗ und Heimathsorte gehabt hat, ſtets ohne Zeitbeſchränkung wiederum 
an den alten Heimathsort zurückgewieſen werden darf, ſobald er an dem 
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anderen Orte in ſeinem Nahrungsſtande verfällt und der Armenpflege be⸗ 
dürftig wird, alsdann das Recht der Freizügigkeit, von welchem er in früheren 
Jahren Gebrauch gemacht hat, für ihn ſpäterhin die übelſten Folgen haben 
kann, wenn er nach Jahren, alt und kraftlos geworden, aus eingewohnten 
Kreiſen, Verbindungen und Verhältniſſen herausgeriſſen und an ſeinen ihm 
inzwiſchen völlig entfremdeten, urſprünglichen Heimaths⸗ resp. Geburtsort 
wieder zurückverſetzt wird. 

Mit der Gewährung von Freizügigkeit und des zu ihr gehörigen Rechts, 
an jedem anderen Orte des Staatsgebietes Aufenthalt und Wohnung zu 
nehmen, muß deshalb „zugleich die Beſtimmung verbunden ſein, daß der 
Angezogene nach einer gewiſſen Zeit am neuen Wohnorte ein feſtes 
Heimathsrecht mit der Wirkung erwirbt, daß er im Fall etwa eintretender 
Unterſtützungsbedürftigkeit und Verarmung von der Gemeinde des neuen 
Wohnortes zu erhalten ſei, wofür der Verfaſſer der oben erwähnten Schrift 
eine Zeit von drei Jahren beſtimmt wiſſen will. Denn gewiß erſcheint es 
durchaus gerechtfertigt, daß diejenige Gemeinde, in welcher der Neuangezogene 
Jahre hindurch ſeine geiſtigen oder phyſiſchen Kräfte ausgenutzt oder ſein 
Vermögen verwendet hat, auch für den Fall, daß er ſpäterhin der Armen⸗ 
unterſtützung bedürftig werden ſollte, dieſe Unterſtützung übernimmt. 

Andererſeits würde freilich eine wohlhabende Gemeinde mit Vagabonden 
und Bettlern überſchwemmt und ruinirt werden können, wenn bei voller 
Freizügigkeit ihre Pflicht auf Armenverſorgung jedes Neuangezogenen ſofort 
mit dem Zeitpunkt des genommenen neuen Aufenthalts unbedingt einträte. In 
der That liegt auch die Beſtimmung, daß der Verarmte bei einem nur kurzen 
Aufenthalt in der neuen Gemeinde an den früheren Heimathsort zurückge⸗ 
wieſen werden dürfe, nicht blos im Intereſſe der Zuzugsgemeinde, ſondern 
ſogar im Intereſſe der unbeſchränkten Freizügigkeit ſelber. Beiderlei Inter⸗ 
eſſen verlangen deshalb eine angemeſſene Zeitbeſtimmung für die Er⸗ 
werbung des Heimathsrechts mit der Folge der Armenunterſtützung 
bezüglich Neuanziehender. Nur dadurch können beide, die Intereſſen der Ge⸗ 
meinden wie der Individuen, vermittelt und kann der ſonſt ſtets wiederkehrende 
unaufhörliche Krieg zwiſchen der Freiheit des Individuums (der Freizügigkeit) 
und der Erhaltung und autonomiſchen Selbſtverwaltung freier Gemeinden, 
verbunden mit der Pflicht der Unterſtützung ihrer Armen, auf die 
Dauer geſchlichtet werden. 

Wie ſich andernfalls die Gemeinden auf Koſten der perſönlichen und 
bürgerlichen Freiheit der Einzelnen, gegen deren Zuzug nur um ſo ſchärfer 
wehren und abſperren, hat die frühere Geſetzgebung und das Beiſpiel Eng⸗ 
lands dargethan. Die in ihren weſentlichen Prinzipien noch jetzt fortwirkende 
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Parlamentsakte aus dem Jahre 1662 verordnete: „daß, auf Antrag der 
Kirchenpfleger und Armenauffeher, nur innerhalb der kurzen Zeit von 40 Ta⸗ 
gen nach Ankunft einer Perſon, welche ſich auf einem Hauſe von einem Er⸗ 
trage unter 40 tr. niederzulaſſen beabſichtige, jede Perſon, von der anzu⸗ 
nehmen ſei, daß ſie der Gemeinde zur Laſt fallen könne, durch zwei Frie⸗ 
densrichter in die Gemeinde ihres früheren geſetzlichen Wohnſitzes zurückgewieſen 
werden dürfe.“ Der in England ſeit dem 16. Jahrhundert geltenden obligato⸗ 
riſchen Verpflichtung zum Theil ſehr kleiner Kirchſpiele, bezüglich Gemeinde⸗ 
bezirke zur Armenpflege, ſtand ein förmlicher rechtlicher Anſpruch der Einzelnen 
auf Armenunterſtützung zur Seite. Es iſt bekannt, daß dort die auf dem 
Grundbeſitz laſtende Armenſteuer und Armenunterſtützungspflicht eine ganz 
enorme iſt. Dieſe aber hatte wiederum zur Folge, daß Gutsherren und Päch— 
ter die Wohngebäude der kleinen Leute auf dem Lande möglichſt zu vermin⸗ 
dern, die kleinen Freiſaſſen auszukaufen und die Wohnungen abzubrechen be⸗ 
müht waren, daß ſo ein fortgeſetzter Krieg gegen die Hütten geführt wurde, 
wodurch ſogar die nöthigen ländlichen Arbeiter von den Grenzmarken der 
größeren, dort mit dem Umfang beſonderer Kirchſpiele häufig zuſammenfallen⸗ 
den Grundbeſitzungen fern gehalten und dieſelben mit ihren Familien genöthigt 
wurden, wie es zum Theil noch jetzt der Fall iſt“), in den ſchlechteſten Stadt⸗ 
vierteln oder in ungeſunden, auf die Spekulation übermäßiger Miethszinſen 
erbauten Hütten, oft weit ab vom Arbeitsorte, ihr Unterkommen zu ſuchen. 
Dieſer für die Arbeiter ſo höchſt ungünſtige Zuſtand wurde durch die im 
größten Theile Englands herrſchende Sitte der ungetheilten Vererbung des Grund⸗ 
beſitzes an den älteſten männlichen Abkömmling und die hierdurch erſchwerte 
Theilbarkeit des Grundeigenthums feſtgehalten und verſchlimmert. Grade um⸗ 
gekehrt ſchloß ſich aber hieran als eine nothwendige Folge die fortſchreitend 
ſteigende Ausdehnung der Armenpflege nebſt Vermehrung der Armenſteuer. 
Dabei wurde dann dieſe letztere mitunter auch wieder benutzt, um durch ſie 
die Lohnſätze der ländlichen Arbeiter auszugleichen und herabzudrücken. Sie 
gereichte ſo wiederum gerade zum Nachtheil der Arbeiter und zur Verkehrung 
des für längere Zeitperioden zur Geltung gelangenden, auf wirthſchaftlichen 
Geſetzen beruhenden Gleichgewichts zwiſchen dem Preiſe der Lebensbedürfniſſe, 
dem Lohn und der Arbeitsleiſtung. Im Gegenſatze zur Grundlage der Armen⸗ 
unterſtützung in England, dem Kirchſpiel, reſp. Gemeinde- (oder Guts⸗) Bezirk 
und dem obligatoriſchen Charakter der Armenpflege bedürftiger Individuen, 


) Siehe unter Anderem das Memoire über die Zukunft des engliſchen Ackerbaues und 
der Landarbeiter von Chadwick im Congres international de Bienfaisance de 
Bruxelles, Session 1856 T. II. p. 199 und 208. 
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bezeichnet der Oberregierungsrath Bitzer die Armenpflege in Frankreich 
als eine fakultative, die als ſolche auf freiwilliger Mildthätigkeit, demnächſt 
aber zumeiſt auf den zwar von den Gemeinden verwalteten, indeß unter polizei⸗ 
licher Staatsbevormundung ſtehenden öffentlichen Anſtalten, als Waiſen⸗ 
Findel⸗ und Armenhäuſern, Hospitälern u. ſ. w. beruht, welche in der Revo⸗ 
lution von 1789 den Gemeinden anfangs entzogen, ſpäter wieder zurück⸗ 
gegeben wurden. 

Auch dieſe franzöſiſche Einrichtung des Armenweſens ſteht mit dem 
polizeilichen Centraliſationsſyſtem und der Unſelbſtſtändigkeit der Gemeinden 
in Frankreich im Zuſammenhange. Aber das Korrelat davon iſt die unbedingte 
Freizügkeit und wirthſchaftliche Freiheit der Individuen in Frankreich, welche 
die beſten jugendlichen Kräfte auch aus den ſüddeutſchen Ländern anzieht und 
dieſe Kräfte gleichzeitig zum Beſten des Volkswohlſtandes und der Finanzkraft 
des franzöſiſchen Staates verwerthet. 

Die Armenpflege als allgemeine Staatslaſt iſt freilich durchaus verwerf⸗ 
lich. Denn dieſe müßte in ihrer Konſequenz und ſchließlichen Wirkung zum 
Staats⸗Kommunismus und allgemeinen geſellſchaftlichen Bankerott hinführen, 
wie zur Auflöfung jeder Selbſtverwaltung im Gemeindeweſen und der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Gemeinden als beſonderer Glieder und Korporationen, dieſer 
unterſten Kreiſe eines freien Staatsweſens. 

Deshalb erklärt ſich der Verfaſſer mit Recht dafür, daß die Armenpflege 
nur eine Gemeindelaſt, nicht aber eine Staatslaſt ſein dürfe. Der Staats⸗ 
verband hat nur ſubſidiariſch bei großen Kalamitäten einzutreten, welche die 
Kräfte einzelner Gemeinden überſteigen, wogegen es zunächſt allerdings die 
Familie iſt, deren Verpflichtung zur Erhaltung wehe dürftiger 
Familienmitglieder in erſter Linie ſteht. 

Im Uebrigen kann, was die Armenpflege in ihrem Zuſammenhange mit 
der Freizügigkeitsfrage betrifft, auf die 1 e Erörterungen der oben 
bezeichneten Schrift verwieſen werden. g 

Auf die Freizügigkeit und die mit ihr zuſammenhängenden Wir⸗ 
kungen findet vor allem Anderen der Ausſpruch Robert v. Mohl's An⸗ 
wendung (S. 73): „ein Rechtsſtaat könne keinen andern Zweck haben, als 
den, das Zuſammenleben des Volks ſo zu ordnen, daß ein jedes Mitglied 
deſſelben in der möglichſt freien und allſeitigen Uebung und Benutzung ſeiner 
ſämmtlichen Kräfte unterſtützt und gefördert werde; daß die Freiheit der Bür⸗ 
ger der oberſte Grundſatz des Rechtsſtaates ſei. Der Menſch ſolle ſelbſt han⸗ 
deln und ſich bewegen innerhalb der Grenzen der Vernunft und des Rechtes. 
Dabei ſei eine ſelbſtſtändige Ausbildung ſein Recht, aber auch eine Pflicht 
gegen ſich ſelbſt. Der Staat habe keineswegs an die Stelle des geſammten 
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Volkslebens zu treten, daſſelbe völlig verſchlingend, ſondern er ſei nur ein 
wenn freilich auch höchſt mächtiges und unentbehrliches Mittel zur Ausbil⸗ 
dung des Einzelnen.“ — Daſſelbe iſt ebenſo bereits in der Geſchäftsinſtruktion 
für die Regierungen in Preußen vom 26. December 1808, in dieſer Grund⸗ 
lage zum geſammten neueren Verwaltungs⸗ und Regierungsſyſtem des preußi⸗ 
ſchen Staats, jenem Meiſterwerke aus der Verlaſſenſchaft des kurz vor deren 
Publikation durch Napoleon verbannten preußiſchen Miniſters Freiherrn von 
Stein, dahin ausgeſprochen: „daß bei allen Anſichten, Operationen und Vor⸗ 
ſchlägen der Regierung der Grundſatz leitend bleiben müſſe, Niemanden in 
dem Genuſſe ſeines Eigenthums, ſeiner bürgerlichen Gerechtſamen und Frei⸗ 
heit, ſo lange er in den geſetzlichen Grenzen bleibt, weiter einzuſchränken, als 
es zur Beförderung des allgemeinen Wohls nöthig iſt; daß vielmehr einem 
Jeden innerhalb der allgemeinen geſetzlichen Schranken die möglichſt freie 
Entwicklung und Anwendung ſeiner Anlagen, Fähigkeiten und Kräfte, in 

moraliſcher ſowohl als phyſiſcher Hinſicht, zu geſtatten iſt und alle dagegen 
noch obwaltenden Hinderniſſe baldmöglichſt auf eine legale Weiſe wegzuräumen 
ſeien.“ Dieſem hinſichtlich der Freizügigkeit in Preußen althergebrachten, auch 
ſchon 1804 geſetzlich erneuerten Grundſatz entſpricht denn im Weſentlichen das 
preußiſche Geſetz vom 31. December 1842 über die Aufnahme neu anziehen⸗ 
der Perſonen, „wonach keinem ſelbſtſtändigen preußiſchen Unterthanen an dem 
Orte, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen ſich ſelbſt zu ver⸗ 
ſchaffen im Stande iſt, der Aufenthalt verweigert oder durch läſtige Bedin⸗ 
gungen erſchwert werden dürfe.“ Damit ſteht wiederum das Geſetz über die 
Verpflichtung zur Armenpflege von demſelben Datum in Verbindung, „wonach 
die Fürſorge für einen Armen, wenn dazu kein Anderer (Verwandter, Dienſt⸗ 
herrſchaft, Stiftung u. ſ. w.) verpflichtet und vermögend iſt, von derjenigen 
Gemeinde zu übernehmen ſei, in welcher derſelbe als Mitglied aufgenommen iſt 
oder Wohnſitz erworben oder nach erlangter Großjährigkeit während der drei 
letzten Jahre vor dem Zeitpunkt ſeiner Hülfsbedürftigkeit ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt hat. Das preußiſche Ergänzungs-Geſetz vom 21. Mai 1855 
beſtimmt nur: „wenn ſich vor dem Ablauf eines Jahres ergebe, daß der 
neu Anziehende ſich in einem ſolchen Zuſtande der Verarmung befindet, wel⸗ 
cher die öffentliche Unterſtützung deſſelben nothwendig macht, der zur Zeit 
dieſes Ergebniſſes zur Fürſorge für ihn verpflichtete frühere Armenverband 
denſelben wieder übernehmen müſſe.“ Danach iſt die Freizügigkeit inner⸗ 
halb des preußiſchen Staatsgebiets, wenigſtens geſetzlich, gewähr— 
leiſtet. Auch war, was die mit ihr zuſammenhängenden, ihren Werth beſtim⸗ 
menden Wirkungen betrifft, bereits im Jahre 1810 volle Gewerbefreiheit 
eingeführt, welche durch die Gewerbe-Ordnung vom 17. Februar 1845 einige, 
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hauptſächlich aber durch deren ſpätere Abänderungen vom 9. Februar 1849 
erhebliche Beſchränkungen, unter andern dadurch erlitt, daß die Ausübung des 
Gewerbebetriebes bei einer Anzahl der gewohnlichen Gewerbsthätigkeiten von 
der Prüfung und von einem beſtimmten Lehrlings⸗ und Geſellenſtadium ab⸗ 
hängig gemacht, außerdem aber auch gegenſeitig abgegrenzt wurde. Die Befugniß zum 
Erwerbe, wie zur Betreibung von Gewerben iſt dagegen zufolge der revidirten 
Städteordnung vom Jahre 1831 vom politiſchen Gemeindebürgerrechte voll⸗ 
kommen abgelöſt. Danach, wie nach der Gewerbeordnung von 1845 ſoll die 
Zulaſſung zum Gewerbebetriebe bei keinem Gewerbe vom Beſitze des Bürger⸗ 
rechts abhängig ſein, ſo wenig wie der Verluſt des politiſchen Gemeinde⸗ 
bürgerrechts den Verluſt des Gewerbebetriebes rechtfertigen und deſſen Unter⸗ 
ſagung zur Folge haben darf. Daſſelbe gilt von der Erwerbung und dem 
Beſitze ſtädtiſchen und ländlichen Grundeigenthums. Dazu ſtellte die 
neueſte Novelle zum Gewerbegeſetz vom 22. Juni 1861 die Ausländer den 
Inländern hinſichtlich des Betriebes ſtehender Gewerbe vollkommen gleich. 
Uebereinſtimmend mit obigem Grundſatz der Verordnung von 1808 wurde 
die Gleichberechtigung aller Stände hinſichtlich des Erwerbes von Grund⸗ 
beſitzungen jeder Art, wie die Theilbarkeit des Grundeigenthums be⸗ 
reits durch das Geſetz vom 9. October 1807 und das Landkultur⸗Edikt vom 
14. September 1811 eingeführt. Während dagegen nur das Verfahren bei 
der Zertrennung der Grundbeſitzungen durch ein Geſetz vom 3. Januar 1845 
geordnet wurde, iſt ſpäterhin durch ein reaktionäres Geſetz von 1853 zwar 
nicht die freie Theilbarkeit des Grundbeſitzes und die Neuanſiedlung auf 
Trennſtücken im Prinzip angefochten und ausgeſchloſſen, wohl aber dadurch 
erheblich erſchwert, daß bei Neuanſiedlungen Gemeinde- oder Polizeibehörde 
Widerſpruch einlegen darf, wenn der Neuanſiedelnde nicht ein zur Erwerbung 
und zum Aufbau hinreichendes Vermögen nachweiſen kann. Das allgemein 
menſchliche Recht zur Eingehung von Ehen und Gründung von 
Familien iſt dagegen in Preußen, vorbehaltlich elterlicher oder vormund⸗ 
ſchaftlicher Einwilligung und hinlänglichen Lebensalters, ſeit Aufhebung der Leib⸗ 
eigenſchaft und Erbunterthänigkeit an keine Konzeſſionen und Unterſuchungen 
von Gemeinde- oder Polizeibehörden geknüpft, auch niemals von Vermoͤgens⸗ 
oder andern Vorausſetzungen abhängig geweſen. Wenn das zuerſt durch die 
neueſte Städteordnung von 1853 und einige ſpätere Geſetze aus dem Jahre 
1856 in Preußen eingeführte Einzugs- oder Eintrittsgeld mit der 
älteren und neueren preußiſchen Geſetzgebung und Geſellſchaftsverfaſſung im 
Widerſpruch ſteht, an deſſen gänzlicher Beſeitigung im Intereſſe der 
Freizügigkeit gearbeitet wird, ſo iſt daſſelbe wenigſtens durch das neuere 
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Geſetz vom 14. Mai 1860 ſehr erheblich (im Minimum auf 3 Thaler) wie⸗ 
derum herabgeſetzt. | 

Sehr anders und abweichend verhält es ſich dagegen mit der die Frei⸗ 
zügigkeit und ihre Folgerungen betreffenden Geſetzgebung in den meiſten 
andern deutſchen Staaten, unter anderen beſonders in Baiern, Wür⸗ 
temberg und Baden, ungeachtet der in den beiden letzteren eingeführten 
Gewerbefreiheit, ebenſo in Hannover u. ſ. w.; von Mecklenburg zu ſchwei⸗ 
gen, wo — trotz der Aufhebung der Leibeigenſchaft (1820) — bei unver⸗ 
ändert fortbeſtehender politiſcher und geſellſchaftlicher Feudal⸗ und Zunft⸗ 
Verfaſſung, den arbeitenden Klaſſen jedes menſchliche und bürgerliche Freiheits⸗ 
recht der oben gedachten Art in Wirklichkeit entzogen iſt, wo über 100 000 
beſitzloſe Tagelöhner, Knechte und Mägde der kleinen Zahl von etwa 1 200 bis 
1 500 privilegirten Beſitzern großentheils geſchloſſener Rittergüter reſp. guts⸗ 
herrlicher Polizeiobrigkeiten gegenüberſtehen und unterworfen ſind. 

Als ein großes Verdienſt der Schrift des Oberregierungsraths Bitzer iſt 
hervorzuheben, daß in einem beſondern Abſchnitt die Geſetzgebungen der ver⸗ 
ſchiedenen deutſchen Länder bezüglich der Freizügigkeit, Anſäſſigmachung, Ver⸗ 
ehelichung und aller mit der Freizügigkeit zuſammenhängenden, ihren Werth 
und Erfolg vereitelnden Beſchränkungen zuſammengeſtellt ſind. 

Der Standpunkt der ſüddeutſchen Geſetzgebung Gaiern's, 
Würtemberg's, Baden's) hinſichtlich der allgemeinen menſchlichen, perſönlichen 
und wirthſchaftlichen Grundrechte iſt freilich ein ſehr verſchiedener. Es be⸗ 
ruht dies darauf, daß ſie vorzugsweiſe das — wennſchon mißverſtandene Inter⸗ 
eſſe der Gemeinden, wie der bisherigen Heimatsberechtigten zum Ausgangs⸗ 
punkt haben. Allerdings iſt daſelbſt, wie aber auch in den preußiſchen Provin⸗ 
zen Rheinland und Weſtfalen, die Entſtehung der politiſchen Gemeinde aus 
der uralten deutſchen Markengenoſſenſchaft zum großen Theil in dem Vor⸗ 
handenſein von bedeutendem, der gleichzeitigen oder reiheweiſen gemeinſamen 
Benutzung der Gemeindeglieder unterworfenen Bürger- oder Bürgerklaſſen⸗ 
Vermögen noch erkennbar, — während Preußens öſtliche Provinzen vor 
Jahrhunderten als Koloniſationsland durch deutſche Einwanderer bevölkert 
find, daher Gemeindeglieder⸗ und Bürgervermögen auf dem Lande ſelten vorkommt. 

Daß aber das Vorhandenſein von Bürgervermögen und das Recht der 
alten heimatsgehörigen Gemeindeglieder zur Theilnahme am Bürgervermögen 
und an deſſen Nutzungen an und für ſich noch nicht die Freizügigkeit aus⸗ 
ſchließt, ift ſchon oben angedeutet, ebenſo aber auch, daß die Freizügigkeit mit 
ihren Folgerungen eine unabweisbare Forderung des modernen, d. h. des ver: 
faffungsmäßigen Rechtsſtaats iſt. Dies weist nun auch der Verfaſſer der in 
der Ueberſchrift angegebenen Schrift klar und gründlich nach. So wenig die 
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mittelalterlichen, meiſt auf dem Boden der Freiheit, im Gefolge der Grün⸗ 
dung freier, kräftiger und ſelbſtſtändiger Gemeindeweſen erwachſenen, zur Zeit 
veralteten und überlebten Verfaſſungen und Vorrechte der Zünfte ſich im 
Intereſſe des Gewerbes noch heute vertheidigen und feſthalten laſſen, um ſo 
weniger können heutzutage im Rechtsſtaate die unnatürlichen, der allgemeinen 
Wohlfahrt ſchädlichen perſönlichen und wirthſchaftlichen Freiheitsbeſchränkungen 
der Glieder des Staatsverbandes im vermeintlichen Intereſſe gi Gemeinden 
und Heimatsbezirke ferner aufrecht erhalten werden. 

Daß übrigens die Beſchränkung der Freizügigkeit nicht Pr Ber deut⸗ 
ſcher Rechtsanſchauung, auch nicht im wahren Intereſſe der Gemeinden beruht, 
beweiſt vielmehr der Vorgang der älteſten deutſchen Gemeindeweſen der 
Städte. Denn ſie ließen ſich meiſt bei ihrer urſprünglichen Gründung, 
ſogar durch kaiſerliche oder landesherrliche Privilegien, unter anderen 
das Recht der Freizügigkeit für Neuanziehende ausdrücklich verleihen. Im 
Stadtbezirk durfte ſelbſt der einziehende Leibeigene nicht mehr abgefordert 
werden; da wurde er ein Freier. Das war keine der geringſten Urſachen des 
Aufblühens der wichtigſten freien Gemeinden des Mittelalters. Sie verſtanden 
damals in uralter Zeit ihr wahres Intereſſe beſſer, wie viele Stem on 
Neuzeit. 

So geht (wie Oberteg terung bs Rath Bitzer entwickelt) noch beute die 
würtembergiſche Geſetzgebung von dem Gedanken eines erblichen Gemeinde⸗ 
Genoſſenſchafts-Rechtes aus, welches nur durch Geburt, ausdrückliche Auf⸗ 
nahme oder Verleihung erworben und umgekehrt nur durch Auswanderung 
oder Aufnahme in das Genoſſenſchaftsrecht einer anderen Gemeinde verloren 
wird. In der Regel hat nur Derjenige, welcher ſolchergeſtalt in dem Orte 
ſeines Aufenthalts oder Wohnſitzes das Gemeinde-Genoſſenſchafts⸗ oder Hei⸗ 
matsrecht erworben hat und beſitzt, einen unbedingten Anſpruch darauf, ſich 
daſelbſt häuslich niederzulaſſen. „Wenn andere Staatsangehörige in Gemein⸗ 
den, denen ſie mit dem Heimatsrechte nicht angehören, ihren Aufenthalt 
nehmen, ſo kann ihnen derſelbe jederzeit aus polizeilichen Gründen verſagt 
und wiederum entzogen werden. Zu dieſen polizeilichen Gründen gehören 
unter anderen ſogenanntes ſchlechtes Prädikat und Hülfsbedürftigkeit. Daher 
tritt denn oft der Fall ein, daß Perſonen, welche Jahrzehnte, ja ihr Leben 
lang lebendige Glieder einer Gemeinde ſind, der Genoſſenſchaft derſelben den⸗ 
noch nicht angehören, und daß andere, welche ihr Leben außerhalb ihrer 
Heimatsgemeinde zubringen, ja deren Eltern vielleicht derſelben ſchon that⸗ 
ſächlich fremd geworden ſind, dennoch heimatsberechtigte Mitglieder dieſer 
Gemeinde bleiben, in letzterer aber erſt dann wieder ihren Aufenthalt nehmen 
müſſen und zurücktransportirt werden, wenn ſie wegen ſchlechten 
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Lebenswandels nirgends geduldet, oder wenn ſie unterſtützungsbedürftig gewor⸗ 
den find" (S. 16 und 17). Abgeſehen von einem rechtsgültigen Vertrage 
mit der Gemeinde und der obrigkeitlich ertheilten Erlaubniß zur Verheiratung 
im Gemeindebezirk, wird in Baiern die Anſäſſigmachung nicht nur vom 
guten Leumunde und dem vorſchriftsmäßigen Schul⸗ und Religionsunterricht, 
ſondern außerdem auch vom Beſitz eines Grundvermögens zu einem beſtimm⸗ 
ten Steuerertrage oder einer Gewerbe-Konzeſſion, bezüglich Erwerbung einer 
Real⸗Gewerbsberechtigung, oder vom Eintritt in ein öffentliches Amt, oder 
aber von dem Nachweiſe eines geſicherten Nahrungsſtandes abhängig gemacht, 
über deſſen Zulänglichkeit indeß das Ermeſſen der Polizei-Obrigkeit, je 
nach der Gelegenheit, auch je nach der Luſt und Tüchtigkeit des Neuanziehen⸗ 
den zur Arbeit, entſcheidet. Gleiche Vorausſetzungen gehören zur obrigkeit⸗ 
lichen Genehmigung der Eingehung von Ehen und Gründung neuer Familien. 
Die Pfarrer und anderen Geiſtlichen, welche ohne eine ſolche obrigkeitliche 
Erlaubniß trauen, haften ſogar ſubſidiariſch für den Unterhalt der getrauten 
Perſonen. 

In Würtemberg bedarf es als Rechtstitel zur Aufnahme in 
eine andere Gemeinde eines ſchuldenfreien Vermögens, je nach der Klaſſe 
der Gemeinde von 1000, 800 und 600 Gulden und bei der Mitaufnahme 
von Kindern unter väterlicher Gewalt für jedes Kind ein Zehntel mehr. 
Desgleichen hängt in Würtemberg die Geſtattung der Ehe von dem Nach- 
weiſe einer ausreichenden Vermögensſumme ab. In allen Fällen darf die 
Gemeinde, bezüglich Polizeibehörde, die bei ihr nachzuſuchende Hei: 
rathserlaubniß verſagen, wenn das ſogenannte Prädikat eines Bür⸗ 
gers und Beſitzers in der Art mangelhaft iſt, daß zu befürchten ſei, 
derſelbe werde von ſeinem Vermögen oder Erwerbszweige nicht den, ſeinen 
und ſeiner Familie Unterhalt ſichernden Gebrauch machen, oder aber es werde 
ihm an dem hierzu nöthigen Vertrauen im Verkehr mit Anderen 
fehlen. Dies ſolle insbeſondere bei Jedem angenommen werden, welcher 
offenkundig als ſchlechter Haushalter zu betrachten oder wegen gewiſſer Ver⸗ 
gehen oder Verbrechen wenige Jahre zuvor beſtraft worden iſt. 

Weiteres mag man in der oben erwähnten Schrift nachleſen über die 
vielfachen Beſchränkungen und Erſchwerungen im Gebrauch derjenigen urſprüng⸗ 

lichen menſchlichen und bürgerlichen Befugniſſe der davon doch vorzugsweiſe 
getroffenen vermögensloſen Arbeiterklaſſen, durch deren Ausübung es erſt dem 
Menſchen möglich gemacht wird, Willen und Kraft zu bethätigen, um zu einem 
ſeiner würdigen ſittlichen Daſein zu gelangen und einen ehrlichen Nahrungs⸗ 
erwerb zu begründen. Man wird ſich gewiß mit dem Verfaſſer darin einver⸗ 
ſtanden erklären, daß der moderne Staat, der Rechtsſtaat, die perſönliche 
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bürgerliche Freiheit des Individuums zur Grundlage haben muß, wenn er auf 
jene Eigenſchaft überhaupt Anſpruch machen will. 

Die noch ſo korrekte und ausgeprägte Form eines konſtitutionellen Staates 
iſt für die weit überwiegend zahlreichſte Klaſſe der Bevölkerung aller Länder, 
für die befiß- und vermögensloſen Arbeiter, kein Erſatz des mangelnden 
Inhalts und Weſens eines Rechtsſtaates. Während damit eine Verſchiedenheit 
politiſcher Rechte, ſo des aktiven und paſſiven Wahlrechts und der Vertretung 
im Gemeinde- und Staatsverbande (wie z. B. in England) vereinbar iſt, 
ſteht damit unzweifelhaft die Verſagung oder Beeinträchtigung der urſprünglichen 
menſchlichen und bürgerlichen Freiheitsrechte, namentlich alſo der Freizügigkeit, 
der an ſich erlaubten, in allgemeinen Strafgeſetzen unverbotenen Arbeits⸗ und 
Erwerbsbefugniß, der Anſäſſigmachung, Verehelichung, wie der Erwerbung 
von Grundeigenthum im direkteſten Widerſpruch. Dieſe Verkehrtheit der poſi⸗ 
tiven Geſetzgebung und ein ſolcher Widerſpruch mit den natürlichen und 
wirthſchaftlichen Forderungen und Bedürfniſſen hat mit innerer Nothwendig⸗ 
keit grade das zur unmittelbaren Folge, was ſie in ihrer Bevormundung und 
Beſorgniß durch ihre die Freiheit der Menſchen beſchränkenden Ge- und Ver⸗ 
bote zu verhindern beſtrebt iſt, — Erzeugung von Armuth und Vermehrung 
der Laſt der Armenpflege, wie von unſittlichen Verhältniſſen, insbeſondere alſo 
von unehelichen Geburten und Konkubinaten. Dafür liefert in den verſchie⸗ 
denen deutſchen Staaten die Statiſtik den unwiderlegbaren Beweis. Mit dem 
Grade und Maße der hier und dort beſtehenden derartigen Freiheitsbeſchrän⸗ 
kungen ſteht unter ſonſt gleichen ſozialen Zuſtänden Armuth und Unſtttlichkeit 
in gleichem Verhältniß. Je ausgedehnter jene, um ſo größer dieſe.“) 

Aus den geſetzlichen Beſchränkungen der gedachten Art folgt ebenſo mit 


Nothwendigkeit ein Recht sanſpruch auf Unterſtützung im Falle der Vers 


armung. Die Verweiſung der Menſchen auf Selbſtverantwortlichkeit und 


Selbſthülfe hat erſt dann einen Sinn, ſie iſt erſt dann gerechtfertigt, wenn 


derartige Beſchränkungen ihrer perſönlichen und wirthſchaftlichen Freiheit, wie 
die Hinderniſſe einer freien Bewegung und Benutzung ihrer Kräfte aus dem 


Wege geräumt ſind. Dann erſt iſt es unbedingt zuläſſig und gerecht, auch die 
arbeitenden Klaſſen für ihre und ihrer Familien Erhaltung und Nahrungs⸗ 
ſtand ſelber verantwortlich zu machen, ſie auf die eigene Sorge auch für 
Krankheit und Alter zu verweiſen. Perſönliche und bürgerliche Freiheit auf 
der einen und Selbſthülfe und Selbſtverantwortlichkeit für Lebensberuf und 
Lebensſchickſal auf der andern Seite, ſtehen in untrennbarer Wechſelbeziehung. 


*) Vergleiche z. B. die Artikel in der dritten Ausgabe des Welcker⸗Rotteck ſchen 


Staatslexikons über Agrarverfaſſung, Ein⸗ und Auswanderung und Freizügigkeit. 
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i Daher gehörte zu den werthvollſten Grundrechten aller Volksklaſſen ohne 

Unterſchied, was §. 3 des Reichsgeſetzes vom 27. Dezember 1848, betreffend 
die Grundrechte des deutſchen Volkes, beſtimmte: daß jeder Deutſche das 
Recht haben ſoll, an jedem Orte des Reichsgebietes ſeinen Aufenthalt und 
Wohnſitz zu nehmen, Liegenſchaften jeder Art zu erwerben und darüber zu 
verfügen, auch jeden Nahrungszweig zu betreiben. 

Miit der Aufhebung dieſer Grundrechte durch die Bundesverſammlung iſt 
freilich vorerſt die Ausſicht verſchwunden, für ganz Deutſchland gleichmäßige 
Bedingungen für den Aufenthalt und Wohnſitz durch ein gemeinſames Heimats⸗ 
geſetz, ebenſo gleichmäßige Bedingungen für die Arbeits- und Gewerbefreiheit 
durch eine gemeinſame Gewerbeordnung feſtgeſtellt zu ſehen. Jedoch hat 
wenigſtens die Geſetzgebung über Gewerbefreiheit in einer Mehrzahl deutſcher 
Staaten in neueſter Zeit große Fortſchritte gemacht, zum Theil einen voll⸗ 
ſtändigen Sieg errungen. Hingegen laſtet das trotz der konſtitutionellen 
Staatsformen in vielen deutſchen Ländern fortdauernde Staatspolizei⸗ und 
Bevormundungs⸗Syſtem nach wie vor auf der perſönlichen, wirthſchaftlichen 
und bürgerlichen Freiheit, zumal der deutſchen Arbeiter. 

Dennoch ſind, wie es der Verfaſſer der mehrgedachten Schrift (S. 2) 
ausſpricht, „Freiheit der Niederlaſſung und des Aufenthalts, 
Gewerbefreiheit und Freizügigkeit in ganz Deutſchland uner⸗ 
läßliche, eng verbundene Grundlagen der nationalen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit unſeres Volkes. Es kann ſich unſer Volk erſt nach Erlan⸗ 
gung dieſer Rechte anderen Nationen in Wahrheit als ein Völker-Individuum, 
als ein gleich geartetes Ganzes gegenüberſtellen. Erſt wenn der Deutſche an 
keinem Orte Deutſchlands ein Fremdling iſt, wenn unſere Nation den Boden, 
auf dem ſie lebt, in der Weiſe ſich zu eigen gemacht hat, daß Jeder, der ihr 
angehört, an jedem Punkte deutſchen Gebietes jene Freiheitsrechte ausüben 
darf, dann erſt iſt ſie Selbſtherrin des Landes, auf welches die Geſchichte ſie 
geſtellt hat.“ — 

AJgn dieſem Geiſte iſt der Schrift ein Geſetzentwurf beigefügt, der ſich in 
weſentlichen Stücken der preußiſchen Geſetzgebung anſchließt. Derſelbe 
empfiehlt ſich der Beachtung aller Vereine und Männer, welche die große 
Bedeutung des Gegenſtandes für die Wohlfahrt der Menſchen und unſerer 
Nation zu würdigen wiſſen und dafür wirken. Nur die 88. 21, 22 und 23 
des Entwurfs möchten wir nicht billigen, wonach Jeder, welcher ſeinen Auf- 
enthalt und Wohnſitz außerhalb der Heimatsgemeinde verlegt, an dieſe letztere 
nach erlangter Großjährigkeit ein jährliches Rekognitionsgeld zu entrichten ver⸗ 
bunden ſein ſoll. Ein ſolches Rekognitionsgeld ſcheint uns ebenſo verwerflich, 
wie das Einzugs⸗ oder Eintrittsgeld, oder wie einſt (vor Aufhebung der 
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Leibeigenſchaft und Erbunterthänigkeit) das dem Gutsherrn zu entrichtende 
Schutzgeld von auswärts dienenden oder außerhalb des Guts: und Orts⸗ 
bezirks Arbeit ſuchenden Unterthanen. Zur Vermittlung der Rechte und Inter⸗ 
eſſen einerſeits des Individuums, andererſeits der zur etwa eintretenden 
Armenunterſtützung verpflichteten Gemeinden genügt unſeres Erachtens, wenn 
bezüglich des Eintretens der Unterſtützungspflicht auf Seiten der neuen, wie 
des Aufhörens dieſer Pflicht auf Seiten der urſprünglichen, resp. früheren 
Heimatsgemeinde eine beſtimmte Zeit vorgeſchrieben wird, ſei es, wie der 
Verfaſſer vorſchlägt, von drei Jahren oder nach dem Vorgange der Br 
ſchen Geſetzgebung von einem Jahre. 

Nächſt der Aufhebung der mehrgedachten Freiheitobeſchänkungen bedarf 
es, und zwar vorzugsweiſe für die Arbeiter jeder Berufsart, um ſie auf 
Selbſthülfe und Selbſtverantwortlichkeit mit gutem Grunde verweiſen zu 
können, nur der vollen Anerkennung des Vereinsrechtes auf ſozialem 
Gebiete. Alsdann wird auch die nicht minder für die Entlaſtung der Ge⸗ 
meinden von der Armenpflege und für die Reform des Armenweſens ſo wich⸗ 
tige Verſicherung der vorübergehend oder dauernd ſchwindenden Arbeitskraft 
durch Kranken-, Altersverſorgungs-, Wittwen⸗, Penſions⸗ und andere Hülfs⸗ 
Kaſſen, gegründet auf das Prinzip der Freiwilligkeit, um ſo weitere und 
tiefere Wurzeln im Volk ſchlagen und aus ihm um ſo kräftiger heraus⸗ 
wachſen. Wird es auch Nothleidende und Bedürftige geben bis an der Welt 
Ende, für welche die öffentliche Armenpflege in vielen Fällen einzutreten hat, 
ſo wird dieſelbe doch durch das in obigen Beziehungen wirkſame Vereinsrecht 
zum großen Theile und jedenfalls auf eine der Menſchen würdigere, ihr Par 
liches Bewußtſein erhebende Weiſe erſetzt werden. 

Die neuerdings wiederum erwachte, in den beabſichtigten Arbeiter = Kon: 
greſſen angekündigte Bewegung hat daher höchſt werthvolle, dabei ſehr wür⸗ 
dige praktiſche und poſitive Zwecke, wenn ſie, in Uebereinſtimmung mit den 
unerläßlichen Grundlagen jedes Rechtsſtaates, die Freizügigkeit, wie die voll⸗ 
ſtändige Erwerbs- und Gewerbefreiheit, ſodann möglichſt allgemeine freiwillige 
Einführung gegenſeitiger Hülfs⸗ und Unterſtützungs⸗, insbeſondere von Alters⸗ 
verſorgungs-Kaſſen, auf ihre Fahne geſchrieben und als ihre Aufgaben a 
Ziele bezeichnet hat. 

In der Durchführung dieſer Aufgaben auf dem Wege der deutſchen 
Geſetzgebung wird dem deutſchen Arbeiter theils der Centralverein für das 
Wohl der arbeitenden Klaſſen, welcher ſich ſeit Jahren insbeſondere mit der 
Errichtung einer Altersverſorgungskaſſe heſchäftigt und eine ſolche durch 
Verbindung mit der Kölniſchen Lebens = Berficherungsanftalt Sr 12 
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* Berlin)“) ins Leben gerufen hat, theils der Kongreß deutſcher Volkswirthe 
treu zur Seite ſtehen. Bereits auf ſeiner dritten Jahresverſammlung zu Köln 
im September 1860 beſchloß dieſer Kongreß auf den Vortrag des Verfaſſ ers 


und den Bericht feiner Kommiſſion““) 5 
1) ſich für unbedingte ae in ganz N 
e 1 5 | 

u” und ie 1 | 15 1 Ri — 


2 ſich gegen die Anſicht zu erklären, daß dieſelbe von den 
einzelnen Staaten an die Bedingung der Gegenſeitigkeit 
zu knüpfen ſei.“ 1 


) Siehe Mittheilungen des Centralvereins ꝛc., zweiter Jahrgang, Lieferung 6, 
1849, und neue Folge der e ” II. 9 1., 1855; desgleichen Zeitſchrift des 
Vereins Bd. III. S. 353 ff. 

**) Siehe Verhandlungen des Kongreſſes heuer Volkewirthe dritte Verſammlung 
in Köln vom 10. bis 14. September 1860. Stenographiſcher Bericht, Frankfurt a. M. 
Verlag: Expedition des „Arbeitsgebers“. S. 11, 21, 27. 


Berlin, Januar 1863. 
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Nichts iſt uns unter den Klagen über die Früchte des heutigen Libe⸗ 
ralismus lächerlicher und ungereimter erſchienen, als demſelben den Vor⸗ 
wurf zu machen oder — wie wir es ausdrücken möchten — ihm das 
Verdienſt nachzurühmen, er ſei der Vater der Geſetzgebung über die Frei⸗ 
zügigkeit. Es beweiſt dies nur eine unbegreifliche Kurzſichtigkeit und 
Unwiſſenheit auf dieſem Gebiet der Geſetzgebung, wenigſtens für jeden 
Preußen. 

Das Bundesgeſetz vom 1. November 1867 iſt bekanntlich eine faſt 
wörtliche Nachbildung des preußiſchen Geſetzes vom 31. December 1842 
über die Aufnahme neu anziehender Perſonen mit der alleinigen Maß⸗ 
gabe, daß an dem dadurch begründeten Recht der freien Wahl des Auf⸗ 
enthalts hier neben jedem arbeitsfähigen Preußen nun auch die übrigen 
Bundesangehörigen in gleicher Weiſe betheiligt wurden, was jedoch für 
Preußen ſchon aus dem Artikel 3 der Bundesverfaſſung von ſelbſt folgte, 
und wozu es alſo nien für Preußen keines Bundesgeſetzes bedurft 
hätte. | 

Aber ſelbſt das preußiſche Geſetz vom 31. December 1842 enthielt 
für Preußen in der Hauptſache nichts weſentlich Neues. Daſſelbe ber 
ruhte auf dem Hauptgrundſatz: 

„daß in der Regel jeder ſelbſtſtändige preußiſche Unterthan dar⸗ 
über, wo innerhalb des preußiſchen Staats er wohnen oder ſich 
niederlaſſen wolle, ſelbſt nach ſeiner Wahl zu beſtimmen habe, 
und daß jede Beſchränkung in dieſer freien Wahl auf geſetz⸗ 
lichen Gründen beruhen müſſe,“ 
und hatte weſentlich den Zweck, eben dieſe Beſchränkungsgründe deſetlih 
feſtzuſtellen. 

Als ſolche Gründe blieben nach Aufhebung der Erbe 0 

der preußiſchen Monarchie überhaupt nur: 
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4 1) Beſcholtenheit des Rufs in mancherlei Geſtalt und Bedeutung, 
je nach der Ausdrucksweiſe älterer provinzieller Specialverord⸗ 
nungen, 

2) Zuſtand der aktuellen Verarmung, herbeigeführt durch dauernde 

Arbeitsunfähigkeit. 

In dem Patent vom 8. September 1804 wegen näherer Beſtim⸗ 
mung über die Verpflegung der Ortsarmen in der Kurmark, Neumark 
und Pommern heißt es: 


1 9 

„Je mehr die Obrigkeiten hierzu (d. h. zur Verſchaffung des unent⸗ 
behrlichen Unterhaltes an ihre bisherigen wirklich Noth leidenden Ein— 
wohner) verpflichtet find, deſto weniger find fie berechtigt einem Orts— 
einwohner, welcher nicht nach §S 1 zur Klaſſe der Armen gehört, und in 
der Commune Wohnung und Unterhalt finden kann, deſſen Aufführung 
auch keinen rechtlichen Grund zu ſeiner Entfernung an die Hand giebt, 
die Fortdauer ſeines bisherigen Wohnſitzes zu verweigern. 


§. 18. 

Einer ſolchen Perſon muß auch an jedem anderen Ort, woſelbſt ſie 
Wohnung und Unterhalt finden kann, die Aufnahme daſelbſt als Orts- 
Einwohner geſtattet werden.“ 

Schon bei Vorlegung der von dem Staatsminiſterium aufgeſtellten 
Entwürfe der ſpäteren Geſetze vom 31. December 1842 insbeſondere des 
Geſetzes über die Aufnahme neu anziehender Perſonen an die Provinzial- 
landtage im Jahre 1831 ff. wurde in den Motiven ausgeführt, daß im 
Weſentlichen dieſen Grundſätzen auch die neue Geſetzesvorlage folge, und 
daß der weſentlichſte Unterſchied ſich nur auf eine nähere Feſtſtellung der⸗ 
jenigen geſetzlichen Bedingungen beſchränke, welche gegen das prinzipaliter 


jedem ſelbſtſtändigen arbeitsfähigen Preußen zuſtehende Recht zur freien 


Wahl ſeines Aufenthalts von den Localgemeinden und Gutsherrſchaften 
zur Anwendung gebracht werden dürfen. 

Schon damals wurde hervorgehoben, daß eine Beſchränkung wegen 
beſcholtenen Rufs ſinnlos fein würde, da ſelbſt in dem äußerſten Fall, 
auf den eine ſolche undefinirbare Bezeichnung angewendet werden könne, 
nämlich für einen aus dem Zuchthaus entlaſſenen Verbrecher, nach über- 
ſtandener Strafe, es unverſtändig ſein würde, ihn bei vorhandener 
Arbeitsfähigkeit von der Verpflichtung zur Beſchaffung eines eigenen 
Unterkommens und Erwerbs dadurch zu befreien, daß man ihm die Mög⸗ 
lichkeit nimmt, ein ſolches an jedem Ort der preußiſchen Monarchie nach 
ſeiner Wahl zu ſuchen. 
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Es wurde daher in dieſer Beziehung die noch heute gültige Be 
ſtimmung des 8 2 des Geſetzes ſchließlich adoptirt, wonach auch beſtraften 
Verbrechern in der Regel die Wahl des Aufenthalts unbeſchränkt fre 
ſteht, ſoweit ſie nicht durch Erkenntniß des Richters oder durch einen be⸗ 
ſonderen Beſchluß der Landespolizeibehörde von dem Aufenthalt an einem 
einzelnen beſtimmten Ort ausgeſchloſſen werden, an welchem ihre An⸗ 
weſenheit im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Sittlichkeit vor⸗ 
zugsweiſe gefährlich fein möchte. (Vergl. Min.⸗R. vom 14 Dee. 1860 
Min.⸗Bl. 1861 S. 11). 

In Betreff der Befugniß der Ortsbehörden im ökonomiſchen Intereſſe 
der betreffenden Gemeinde- oder Gutsherrſchaft, neu anziehenden Ein⸗ 
wohnern den Aufenthalt zu verweigern, oder angezogene Einwohner 
wieder auszuweiſen, blieb es dagegen bei Schaffung und Berathung des 
Geſetzes vom 31. December 1842 bei dem ſchon vor dem Patent von 1804 
in den verſchiedenſten Provinzialverordnungen ꝛc. enthaltenen Grundſatz, | 
daß nicht die bloße Gewährung von Armenunterſtützung, ſondern die 
körperliche Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit und reſp. ein dadurch her⸗ 
beigeführter dauernder Zuſtand der Verarmung ein Widerſpruchsrecht der 
Gemeindebehörde gegen. die prineipaliter ungehinderte Freizügigkeit be⸗ 
gründe, und daß insbeſondere wegen einer bloßen Befürchtung künftiger 
möglicher Verarmung Niemand an der Ausübung dieſes Rechts en Kr 
werden dürfe. | 

Hiermit erklärten ſich bereits in den Jahren 1831 ff. die ſämmt⸗ 
lichen preußiſchen Provinziallandtage und Oberpräſidenten mit Aus⸗ 
nahme des weſtphäliſchen Landtags und des Oberpräſidenten v. Vincke mit 
allem Nachdruck einverſtanden. f ir 

Rheinland glaubte ſogar die im Geſetzentwurf angenommenen Ber \ 
ſchränkungen noch zu weit ausgedehnt. ern 

Der Landtag von Pommern ſagte: „er finde das Geſetz W 
zeitgemäß und ſo wichtig, daß er deſſen Vorlegung dankbar anerkenne, 
auch die Baſis deſſelben, jedem Selbſtſtändigen die Wahl des Aufenthalts 
möglichſt frei zu laſſen, ſo vollſtändig und überzeugend motivirt, daß er 
Nichts zur Widerlegung derſelben aufzufinden, und auch den wenge N 
Motiven nichts hinzuzuſetzen wiſſe.“ 

Der Landtag der Provinz Preußen drückte gleichfalls ſein Merken 
niß, „daß das vorgelegte Geſetz an der Zeit und ein Bedürfniß ſei, und 
daß es auf einer völlig richtigen Grundlage beruhe“, aus. Ebenſo der 
Landtag und der Oberpräſident Flottwell von Poſen. Der letztere 5 
beſondere wies verſchiedenen gegentheiligen Vorſchlägen gegenüber auf 
Schwierigkeit hin beſtraften Verbrechern nach ihrer a. an Pr 


a Tresen hei 
. 


ae 
* 


Die Freizügigkeitsgeſetzgebung, ihre wahren Väter und ihre wahren Feinde. 605 


er, 


Gefängniß ſelbſt beim beſten Willen ein Unterkommen und Arbeitsgele- 
genheit zu verſchaffen, und betonte die Nothwendigkeit: „nicht noch 
durch eine Verkümmerung der Freizügigkeit nach verbüßter Strafe jene 
Schwierigkeit für die beſtraften Perſonen und für die Behörden zu ver- 

mehren, während es umgekehrt von der größten Wichtigkeit ſei, gerade im 

erſten Moment nach der Entlaſſung den Verbrecher möglichſt durch ein 

anderweitiges geeignetes Unterkommen ſeinen bisherigen Verbindungen zu 
entziehen, und jedenfalls ihm ſelbſt hierzu die Gelegenheit eher zu er— 
leichtern ſtatt zu erſchweren.“ 

Die allgemeine Erklärung des Landtags von Schleſien war: „er er⸗ 
kenne in dem Geiſte dieſes Entwurfs inſonderheit die Tendenz, die per— 
ſönliche Freiheit des Einzelnen möglichſt gegen Willkühr und Eigen— 
mächtigkeit der Communen und Communalobrigkeiten zu 

ſchützen, in ihrem ganzen Werth dankend an, und habe nur bei ein— 
zelnen Beſtimmungen deſſelben einige Modifikationen zu wünſchen.“ Durch 
dieſe Modifikationen wurde jedoch nicht die Baſis des Geſetzentwurfs über⸗ 
haupt, ſondern nur die Einzelheiten rückſichtlich der Verbrecher, nicht aber 

die Beſtimmung rückſichtlich der Armen berührt. 
Der Oberpräſident v. Merkel führte aus, „daß er vor allen Dingen 

mit dem Hauptgrundſatz des Entwurfs: 
„wonach die freie Wahl des Aufenthalts und der Erwerbsge- 
legenheit nur ſolchen Perſonen, die ſchon verarmt, und erwieſener— 
maaßen ſich ſelbſt ihren Unterhalt zu erwerben unfähig wären, 
verſagt werden dürfe, und die Erwerbsfähigkeit ſchon bei zu— 
| reichenden körperlichen Kräften vorauszuſetzen ſei““, 

i oefffontmen übereinſtimme, indem die Motive des Entwurfs es in das 
überzeugendſte Licht ſtellten, daß dieſe Grundſätze ſchon in der bis— 
herigen Geſetzgebung begründet wären, und eine Beſchränkung 
derſelben weder mit dem wohlverſtandenen Intereſſe des 
Ganzen, noch mit den Forderungen der Gerechtigkeit verein— 
bar ſein würde, daher denn auch ſeiner Ueberzeugung nach kein Zweifel 
übrig bleibe, daß dieſe Grundſätze niemals und unter keinen Umſtänden 

aufgegeben werden dürften.“ 

Der Landtag der Provinz Sachſen ſagte: „das allgemeine Prinzip, 
daß jedem Selbſtſtändigen die freie Wahl ſeines Aufenthalts möglichſt frei 
bleiben müſſe, ſei ſo evident, daß es, um ſich davon zu überzeugen, des 
Aufwandes der in den Motiven der königlichen Propoſition enthaltenen 

innigen Argumentation nicht bedurft hätte: nur folge daraus nicht, 

be hne Ausnahme und ohne Beachtung des Lokaleigenthümlichen 


2 
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anzuwenden ſei, ſondern nur, daß die Ausnahmen ſich durch ewiegende 8 


Gründe rechtfertigen müßten.“ 


Der Ober⸗Präſident v. Klewitz bemerkte hierzu: „daß die Motive far = 


allerhöchſten Propofition, weit entfernt, dergleichen Eigenthümlichkeiten in 
Betreff der Claſſifizirung der neuen Einwohner umſtoßen oder nur an⸗ 
fechten zu wollen, lediglich den Zweck haben, auszuführen, daß die Be⸗ 
urtheilung der Frage wegen der freien Wahl des Aufenthalts im 
Staat von dem Standpunkt des inneren Staatsrechts aus erfolgen müſſe, 
und daß alſo dieſe Frage nicht etwaigen Provinzial⸗ oder Lokalſtatuten 
unterworfen werden könne, übrigens die Claſſifikation der Kommunemit⸗ 
glieder und ihr Mitgenuß und Ehrenrechte der Gemeindeordnung vorzu⸗ 
behalten ſei.“ 

Die Ausnahmebeſtimmungen, die der ſächſiſche Landtag hierbei im 
Auge hatte, bezogen ſich hauptſächlich auf die von ihm irrthümlich in den 
Kreis dieſes Geſetzes hineingezogene Frage, wie weit beſtraften Verbrechern 
auch innerhalb der Gemeinde die corporative Antheilnahme am Bürger⸗ 
recht zu verſtatten ſei. 

Ebenſo unweſentlich für den Hauptzweck des Geſetzes war ein Heu 
falls die Freizügigkeit beſtrafter Perſonen betreffender Vorbehalt des Pro⸗ 
vinziallandtags von Brandenburg, der im Uebrigen ſich mit den Haupt⸗ 
grundſätzen des Geſetzentwurfs einverſtanden erklärte. N 

Nur der Provinziallandtag von Weſtphalen und der Oberpräſident 
v. Vincke verlangten eine weſentliche Einwirkung der Communen auf die 
Entſcheidung darüber, ob und welche neue Mitglieder ſie aufnehmen 
wollen, unter Ueberreichung eines von dem Landtag in dieſem Sinn 
ausgearbeiteten beſonderen Gegen entwurfs. 

Ein Minoritätsgutachten verſchiedener Mitglieder des weſwphäliſchen 
Landtags aus dem 3. und 4. Stande ſprach dagegen ihre gänzliche Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem in dem von der Regierung vorgelegten Geſetz⸗ 
Entwurf aufgeſtellten Prinzip: daß in Sachen der freien Nieder⸗ 
laſſung das Urtheil durchaus nicht von der Willkür und von den be⸗ 
beſchränkten oder einſeitigen Anſichten der Kommunalbehörden abhängen 
dürfe, und zugleich das ſchmerzliche Bedauern aus, „daß der Landtag nicht 
durchaus an einem Geſetzentwurf feſtgehalten habe, welcher ſo ſehr der 
Humanität und den Bedürfniſſen der Zeit entſpreche. Dem von dem 
Landtag aufgeſtellten Gegenentwurf könnten ſie, die Separat⸗Votanten des 
3. und 4. Standes nicht beipflichten, theils weil er die Unbeſcholtenheit 
des Rufs als Erforderniß aufſtelle, theils und ganz beſonders, weil er 


die Beurtheilung der Erwerbsfähigkeit, die er an ſich höchſt 2 


zu ſehr von der Willkür der Communalbehörden abhängig mache. 
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Wenn man auch annähme, daß die Communen ſelbſt im Allgemeinen 
ihr Intereſſe wohl verſtänden, was jedoch gerade bei der Aufnahme neu 
anziehender Einwohner in der That nicht anzunehmen oder mindeſtens 
höchſt zweifelhaft ſei, jo fiele die Beurtheilung doch nur dem Communal⸗ 
vorſtand und alſo einigen wenigen Perſonen anheim, auf welche gerade 
in dieſer Beziehung oft die kleinlichſten Intereſſen influirten.“ 

Der Oberpräſident v. Vincke übernahm es dagegen ſeinerſeits den 
Gegenentwurf des weſtphäliſchen Landtags näher zu erläutern und befür⸗ 
wortend zu motiviren, indem er darauf hinwies, „daß die theoretiſchen 
Grundſätze der Regierungsvorlage in ihrer nicht zu läugnenden Allgemein- 
heit und Folgerichtigkeit ſich ſchwerlich durch praktiſche Beiſpiele als pofitiv- 
ſchädlich erweiſen laſſen würden. Doch ſtünden Theorie und Erfahrung 
hierbei in Streit und Widerſpruch. In früheren Zeiten habe man nicht 
daran gedacht, weil die Grundlage der Geſellſchaft auf einen beharrlichen 
Zuſtand hingewirkt, und dadurch dem häufigeren Wechſel des Wohnorts 
widerſtanden hätte. Jetzt aber (im Jahre 1832), wo alle Bande gelöſt, 
die den Menſchen an das ererbte Beſitzthum knüpften, wo das zerſplitterte 
Grundeigenthum wie eine Waare von Hand zu Hand gehe, wo Jeder 
alle Gewerbe treiben dürfe, ohne fie zu verſtehen, jetzt ſei es freilich an⸗ 
ders, und er ſelbſt ſtehe nicht an, ſich dahin auszuſprechen, daß, wenn 
dieſer Zuſtand fortdauere, nichts anderes als die Freiheit aller nicht gerade 
aktuell armer Perſonen ihren Wohnort ſelbſt zu wählen, übrig bleibe. 
Damit müſſe man dann aber auch darauf verzichten, in den Gemeinden 
Gemeinſinn zu erhalten. Die Gemeinden würden dann nur als Fraktionen 
des Staatsgebiets mit Verluſt jeder eigenen Bildung in den und durch 
die Gemeinden zum Staatsleben angeſehen werden müſſen. Hiergegen 
ſträube ſich aber der geſunde Sinn in den Gemeinden; ſie wollten ihre 
Perſönlichkeit aufrecht erhalten und dazu gehöre, daß ſie entſcheidenden 
Einfluß auf die Wahl ihrer Mitglieder hätten“. 

Dieſe Angriffe des Oberpräſidenten v. Vincke waren hauptſächlich 
wohl veranlaßt durch eine Ausführung in den Motiven der Regierungs- 
vorlage vom Jahre 1831, worin es hieß: 

„es habe ſich in der neueren Zeit das Bedürfniß beſtimmter Grund⸗ 
ſätze über die Frage: ob und in wie weit es den Kommunen oder den 
ihnen gleichzuachtenden Gutsobrigkeiten geſtattet werden könne, neu an- 
ziehenden Perſonen die Aufnahme bei ſich zu verſagen? bei der großen 
Verwirrung, welche theils aus den früheren Unterthänigkeitsverhältniſſen, 
theils aus einzelnen unpaſſend gewordenen Provinzialverordnungen herbor- 
gehend vielfältig wahrgenommen worden, immer fühlbarer gemacht. Zwar 
gehöre dieſe Frage überhaupt dem Privatrechte nicht an: denn die 
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Communen in unſerem Staat, oder die in ſtaatsrechtlicher Beziehung 


ihnen gleichzuachtenden für ſich beſtehenden Gutscomplexe ſind, wie überall 


in eiviliſirten Staaten, als zum erleichterten Vollzug der Geſetze organiſirte 
Unterabtheilungen des Staatsgebietes und der Staatsangehörigen anzu⸗ 
ſehen. Die geſetzlich anerkannte ſtaatsrechtliche Natur der Gemeinen und der 
ihnen gleichzuſtellenden Gutscomplexe geſtattet nicht, daß die Gemeinen 
einen Theil ſeines Gebiets, eine Abtheilung ſeiner Angehörigen gleichſam 


ſchließen oder unzugänglich machen: es würde dies der Fall ſein, wenn 


der Regierung die Befugniß beſtritten werden dürfte, neue Mitglieder 
in die vorhandenen Verbände aufzunehmen. Da das ganze Staatsgebiet 
in Gemeinen oder andere jenen gleichzuachtende Organiſationsformen 
getheilt iſt, ſo folgt daraus, daß das Verhältniß eines in die Gemeinen⸗ 
Eintheilung eingereihten Staatsbürgers an ſich Niemandem einen Grund 
zur Beſchwerde geben und vernünftigerweiſe die Autorität zur Begrün⸗ 
dung eines ſolchen Weine vom Staate nicht augen n; 
kann.“ 

Trotzdem die Materie hiernach dem inneren Staatsrecht angehine, 
wurde doch aus Zweckmäßigkeitsrückfichten beſchloſſen, das Gutachten der 
Provinziallandtage einzufordern. Bei dieſen Motiven verharrte auch das 
Staatsminiſterium nach Eingang der Gutachten der Provinziallandtage 
und verwarf mit Ausnahme einer einzelnen Stimme, geſtützt auf die Zu⸗ 
ſtimmung der ſieben übrigen Landtage und der weſtphäliſchen Separat⸗ 
Votanten die abweichenden Geſichtspunkte des Oberpräſidenten v. be 
und der weſtphäliſchen Landtagsmajorität. 5 

Abgeſehen von jenen allgemeinen ſtaatsrechtlichen Rückſchten war 
hierbei auch die Erwägung von Einfluß, „daß die Grundlage des vor⸗ 
liegenden Geſetzes mit der übrigen Geſetzgebung in Einklang ſtehen müſſe, 
wenn ſolches nicht von vornherein als unausführbar und gemeinſchädlich 
erſcheinen ſolle, und ſchon die bloße Aus führbarkeit erfordere jenes Prinzip 
da, wo allgemeine Gewerbefreiheit gelte, nach welcher möglicherweiſe alle 


Gewerbe einen fabrikmäßigen Aufſchwung weit über die Grenzen des 
Lokalbedürfniſſes hinausnehmen könnten, und bei deſſen Störung durch 


eine etwa anderen Communen zugeſtandene Befugniß, die Aufnahme zu 
verweigern, die allergrößten Inkonvenienzen entſtehen müßten. Der Ver⸗ 
ſuch der weſtphäliſchen Stände, die dies wohl gefühlt und deshalb den 


Gemeinden nicht die freie Willkür geſtatten, ſondern ihnen beſtimmte 
Regeln bei der Aufnahmeverweigerung hätten vorſchreiben wollen, ſe i! 
ganz unbeſtimmt und könnte auch der Sache nach keine Beſtimmtheit ge 3 
winnen. Man müſſe ſich alſo beſcheiden, daß nur die Wahl übrig bleibe en 
zwiſchen einer unbedingten Willkür der Gemeinden und zwiſchen dem 1 

f 
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Prinzip der Freizügigkeit und könne ſich, da erſteres offenbar unausführ⸗ 
bar ſei, nur für letzteres entſcheiden“. 

In Uebereinſtimmung hiermit hat auch der Staatsrath mit über⸗ 
wiegender Majorität jene wichtige Geſetzesvorlage des Staatsminiſteriums 
im Jahre 1841 gutgeheißen, und hat darauf das Geſetz unter dem 
31. December 1842 die königliche Sanction erhalten. 

Dieſes Geſetz hat in der Hauptſache unverändert in Preußen bis 
555 Erlaß des Bundesgeſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 
1867 fortbeſtanden, und unter ſeinen ſegensreichen Wirkungen ſind unſere 
Städte emporgeblüht, haben Gewerbe und Landwirthſchaft einen ſtets ge— 
ſteigerten Aufſchwung genommen. 

Nur einmal in dieſer langen Zeitperiode geriethen die Grundſätze 
deſſelben in Gefahr verlaſſen zu werden. Es war dies im Jahre 1855 
bei der Vorlage des Ergänzungsgeſetzes vom 21. Mai 1855 an den Land: 
tag. Es handelte ſich hierbei um eine Erleichterung der Beweislaſt für 
die Gemeinden bei Wiederausweiſung verarmter Einwohner inſofern als 


der den Gemeinden durch das Aufnahmegeſetz vom 31. Dezember 1842 


auferlegte Beweis, daß der Zuſtand der Verarmung bereits vor dem 
Anzuge des Einwohners alſo bereits an ſeinem früheren Wohnort eingetreten 
ſei, ſich als ein faſt kaum erfüllbares Verlangen in der Praxis erwieſen 
hatte. Nur dieſe Beweislaſt ſollte nach der Regierungsvorlage des 
Ergänzungsgeſetzes vom Jahre 1855 der Gemeinde des neuen Wohnorts 
erlaſſen und ihr Recht zur Wiederausweiſung eines bereits angezogenen 
Einwohners ſchon dann anerkannt werden, wenn nachweisbar derſelbe 
innerhalb des erſten Wohnungsjahres alſo an ſeinem neuen Wohnort 
ſelbſt in einen ſolchen „Zuſtand der Verarmung“ gerathen iſt. 

Durch einen, man darf wohl annehmen, rein zufälligen aber höchſt 
gefährlichen lapsus ealami war nun bei dieſer Vorlage ſtatt „des Eintritts 
des Zuſtandes der Verarmung“ ſchon der „Eintritt von Armenunter— 


. ſtützungen“ in der Regierungsvorlage zur Wiederausweiſung eines ange— 


zogenen Einwohners für ausreichend erklärt, und hierdurch alſo eine der 
wichtigſten Grundlagen des Geſetzes vom 31. December 1842 aufgegeben 
worden. 

Wer rettete damals dieſes wichtige Prinzip der Freizügigkeit? Wer 
wies auf dieſen gefährlichen Redactionsmangel der damaligen Gejeßes- 
vorlage hin und ſtellte das alte preußiſche Geſetz mit feiner Forderung 
wieder her, daß nicht der bloße „Eintritt von Armenunterſtützungen“ an 
dem neu ergriffenen Aufenthaltsort, ſondern ein, wenn auch erſt dort im 
erſten Wohnungsjahre bemerkbar gewordener auf dauernder körperlicher 
Arbeitsunfähigkeit beruhender „Zuſtand der Verarmung“ die Gemeinde 


610 Die Freizügigkeitsgeſetzgebung, ihre wahren Väter und ihre wahren Feinde. 


zur Wiederausweiſung eines bereits angezogenen Einwohners berechtige? 
Es war, wie bereits früher wiederholt in der Preſſe anerkannt worden, 
das durch den verſtorbenen Staatsminiſter Grafen v. Arnim⸗Boitzenburg 
zum richtigen Verſtändniß gebrachte Herrenhaus, das uns damals vor 
der Gefahr einer ſolchen Tyrannei, vor einem ſolchen Hinaus werfen 
recht der Herren Bürgermeiſter und Polizeibeamten rettete *), 

Nachdem nun ununterbrochen ſeit dem Jahre 1831 alle malie 
Faktoren der Geſetzgebung unter der Herrſchaft der unumſchränkten 
Monarchie dem preußiſchen Geſetz über die Aufnahme neu anziehender 
Perſonen und dem dadurch ſanktionirten in Preußen ſeit jeher beſtandenen 
Grundſatz der Freizügigkeit das volle Gewicht ihrer Autorität geliehen 
haben und nachdem dieſes Geſetz, dieſer alte preußiſche Grundſatz der 
Freizügigkeit und nicht Anderes in das Bundesgeſetz vom 1. November 
1867 aufgenommen iſt, jo fragen wir hiermit alle die heutigen ſich 
conſervativ nennenden Eiferer in den Spalten der Kreuz-Zeitung und 
auf den Verſammlungen der Wirthſchaftsreformer und Agrarier: wie 
kommen Sie dazu, die Ehre dieſer alten preußiſchen Geſetzgebung dem 
heutigen Liberalismus zu vindieiren und dieſem daraus einen Vorwurf 
zu machen, deſſen er ſich nur im Wege des gröbſten Diebſtahls an dem 
literariſchen Eigenthum und an der Vaterſchaft dieſer Geſetzgebung be⸗ 
rühmen könnte? 

Uud was hat ſich denn bei uns geändert? was hat in allen conſer⸗ 
vativen Expectorationen der Gegenwart heute dieſen Widerwillen gegen 
die im Jahre 1831 von den Provinziallandtagen von Pommern, der 
Mark Brandenburg ꝛc. mit ſolcher Anerkennung begrüßten und aufge⸗ 
nommenen Geſetzgebung entſtehen laſſen? — Nun wir glauben, das ganze 
Geheimniß wird durch eine einzige ſtatiſtiſche Zahl gelöſt: ja, wir hatten 
am Schluß des Jahres 1875 im deutſchen Reich inel. Bayern beinahe 
4000 Meilen Eiſenbahnen (am Schluß von 1876 excl. Wahn 25,065, 8 Km 9 
und im Jahre 1831 nicht eine einzige. 

Und wegen dieſer Thatſache, welche ſelbſtverſtändlich erſt der ie 
die Geſetzgebung aus dem Jahre 1831—42 ermöglichten Fluetuation der 
Bevölkerung den körperlichen Flügel verliehen hat, will man den Liberalismus 
der heutigen Zeit dafür verantwortlich machen, daß man früher mit ver⸗ 
hältnißmäßig ſeltenen Ausnahmen Jahrzehnt auf Jahrzehnt in vornehmer 
Mißachtung es verabſäumt hat, rechtzeitig die erforderliche Aufmerkſamkeit f 
nicht der ſocialen Frage, ſondern den ſocialen Fragen zuzuwenden, die 


„ und Armenpolizei Leipzig bei Franz Wagner 1866 Capitel III. 
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ſich im Lauf der Zeit jedem Denkenden von Tag zu Tag fühlbarer 
machen mußten. 
; Wir wollen hiermit feine alten Wunden aufreißen, nicht Haß, nicht 
Erbitterung erwecken, wir ſehen uns aber durch die neuerdings auch in 
das clericale Programm aufgenommenen Conſpirationen gegen das Geſetz 
über die Freizügigkeit genöthigt, hier einmal aktenmäßig den Hergang 
zu erläutern und werden erwarten, ob uns hierbei auch nur die geringſte 
Anrichtigkeit zum Vorwurf gemacht werden ſollte. 

Und wo ſind nun die wirklichen Feinde dieſer alten preußiſchen 
Geſetzgebung über die Freizügigkeit zu ſuchen? Hat etwa im Laufe der 
Zeit der Gemeinſinn in unſeren ſtädtiſchen Rathsſtuben dergeſtalt zuge— 
nommen, daß man die „perſönliche Freiheit des Einzelnen“ heute nicht 
mehr, wie der Landtag von Schleſien im Jahre 1831 ſagte, „gegen Willkür 
und Eigenmächtigkeit der Communen und Communalobrigkeiten“ zu ſchützen 
braucht, daß man es nicht mehr, wie im Jahre 1832 die weſtphäliſchen 
Separat⸗Votanten des 3. und 4. Standes heute zu ſcheuen braucht, „in 
Sachen der freien Niederlaſſung das Urtheil von der Willkür und von 
den beſchränkten und einſeitigen Anſichten der Communalbehörden abhängig 
zu machen?“ und „influiren“ heute nicht mehr, wie damals „auf die 
Communalbeamten in unſern Städten die kleinlichſten Intereſſen?“ ꝛc. ꝛc. 

Nun ſtatt aller Antwort auf dieſe Frage genügt es wohl, hier von 

Neuem an die denkwürdigen Beſchlüſſe des ſogenannten ſchleſiſchen Städte⸗ 
tages von 1863 zu erinnern, wonach die verſammelten Burgemeiſter aus 
der ganzen Provinz Schleſien mit einſtimmiger Acclamation dem Vorſchlag 
zuſtimmten, für eine Abänderung der preußiſchen Geſetzgebung dahin zu 
petitioniren, daß nicht wie bisher nach dem alten preußiſchen, vom Herren— 
hauſe im Jahre 1855 geretteten Grundſatz zur Wiederausweiſung eines 
angezogenen Einwohners der Nachweis der dauernden körperlichen Arbeits— 
und Erwerbsunfähigkeit erforderlich ſei, ſondern daß die Gemeindebehörde 

zur Ausübung ihres Hinauswerfungsrechts auch ſchon dann berechtigt 
ſein ſollte, „wenn der neu angezogene Einwohner auch nur die geringſte 
einmalige Unterſtützung empfangen, ja wenn er auch nur ein einziges 

Mal Gewährung von Freiſchule für eins ſeiner Kinder beantragt hätte ). 

Dies geſchah wohl gemerkt im Jahre 1863, während zur Zeit der 

„Blüthe der Reaction“ der Graf v. Arnim⸗Boitzenburg im Herrenhauſe 

eine ſolche Zumuthung mit Proteſt als „einen der Freizügigkeit verſetzten 

Streifſchuß“, als „eine indirecte Durchlöcherung des Prinzips der Frei- 

zügigkeit“ zurückwies. 


* e und Armenpolizei, Leipzig, bei Franz Wagner Anmerkung auf 
eite 49. 
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Nun, glücklicherweiſe hat bisher das eden anne 1 


Innern ſich durch derartige Verſuche legislativer Durchlöcherung der Frei⸗ 54 
zügigkeit niemals beeinfluſſen laſſen, ſondern hat unverändert an dm 
insbeſondere in den Reſeripten vom 25. Februar 1860 (Min.⸗Bl. S. 75), 
vom 11. Januar 1861 (Min.⸗Bl. S. 47), vom 4. Januar 1862 (Min.⸗Bl. 
S. 26) zum Ausdruck gebrachten Grundſatz feſtgehalten, daß eben nur 
ein auf dauernder körperlicher Unfähigkeit zur Erwerbung des eigenen 
Unterhalts beruhender Zuſtand qualitativer Verarmung die Gemeinde zur 
Verweigerung des Aufenthalts gegen anziehende Einwohner, reſp. zur 
Wiederausweiſung bereits angezogener Einwohner berechtige. 

Wie nothwendig dieſer gerade an der höchſten Centralſtelle der 
preußiſchen Staatsverwaltung ausgeübte Widerſtand gegenüber der be⸗ 
liebten Polizeiwirthſchaft in den Händen unſerer kommunalen Bureaukratie 
war und noch iſt, dafür möge hier ein Beiſpiel aus den neueren Vor⸗ 
gängen bei Handhabung des Bundesgeſetzes über die Freizügigkeit ſprechen. 

Wir haben oben geſagt, das dieſes Geſetz nichts Anderes enthalte, 
als eine Reproduction des bisherigen preußiſchen Geſetzes über die Auf⸗ 
nahme neu anziehender Perſonen. Freilich muß hier erwähnt e 
daß dem in der That nicht ganz ſo war. 

Jene ſtets als ein Palladium der Freizügigkeit in Preußen . 
Regel des § 5 des Geſetzes vom 31. Dezember 1842, wonach alſo bereits 
angezogene Einwohner nur dann wegen erhaltener Armenunterſtützung 


wieder aus- und ihrem früheren Heimathsort wieder zugewieſen werden 
durften, wenn ſie im erſten Wohnungsjahre in einen durch andauernde 


körperliche Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit veranlaßten „Zuſtand der 
Verarmung“ gerathen, fand bei Berathung des Bundesgeſetzes über die 
Freizügigkeit mit Hülfe der betreffenden Reichstagscommiſſion einen Wet, 
völlig verfehlten Ausdruck. gt 
Die Reichstagscommiſſion formulirte nämlich dieſen Wee Sag 
in die auch vom Reichstag angenommene Faſſung des Bundesgeſetzes um, 
wonach die Wiederausweiſung des angezogenen Einwohners wegen ſpäter 3 
erhaltener Armenunterſtützung erfolgen darf, wenn der Eintritt , 1 
pflege „aus einem anderen Grund als einer a a. TREE x 
unfähigkeit erfolgt iſt“. = 
Wie vorauszuſehen war, benutzten ſofort verificbeike ams 3 4 
reſp. Polizeibeamte in den kleineren und größeren Städten dieſe fehler⸗ 
hafte Faſſung des Bundesgeſetzes, um daraus die Conſequenz zu ziehen, 
daß, wenn der Eintritt der Armenpflege für eine Familie überhaupt gar 
nicht durch Arbeitsunfähigkeit des Familienhauptes, ſondern aus irgend 
einem „andern Grund“ z. B. durch zeitweilige Abführung in Unterſuchung 
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oder Strafhaft erfolgt ſei, die Familie ſofort wieder ausgewieſen werden 
dürfe, da ja der Nothſtand aus einem „anderen Grund“ als einer vorüber— 
gehenden Arbeitsunfähigkeit verurſacht worden. 

Es bedurfte erſt der nachdrücklichſten Verfügungen, z. B. der Regierung 
in Potsdam und des in der Beſchwerdeinſtanz ergangenen Miniſterial— 
reſeripts vom 28. März 1872 (Min.⸗Bl. S. 115), um die ſtädtiſchen 
Polizeibehörden darauf zu verweiſen, daß das Bundesgeſetz trotz ſeiner 
ungünftigen Faſſung im 8 5 jedenfalls nicht unter das Maaß der Frei⸗ 
zügigkeit habe zurückgehen wollen, welches von jeher in Preußen gegolten 
hat und dem Geſetz entſprechend von dem preußiſchen Miniſterium 
des Innern conſequent auch für beſtrafte Verbrecher aufrecht erhalten 
worden iſt. 

Wir fühlen uns umſomehr veranlaßt, gerade im gegenwärtigen 
Augenblick auf dieſe Gefahren für die Freizügigkeit hinzuweiſen, als ſich 
wieder von verſchiedenen Seiten der Inſtinct rege macht, der Freizügigkeit 
indirect durch „Streifſchüſſe“, wie der Graf v. Arnim ſagte, beizukommen. 
Wir rechnen hierher namentlich die in der That wunderliche Idee, das 
durch das Geſetz vom 2. März 1867, wie wir hoffen, auf ewige Zeiten 
zu Grabe getragene Recht der Stadtgemeinden und in der Rheinprovinz 


und Weſtphalen auch der Landgemeinden zur Erhebung eines Einzugs— 


geldes nicht nur wieder auferſtehen zu laſſen, ſondern daſſelbe auch in 
den öſtlichen Provinzen auf die Landgemeinden auszudehnen. 

Wir erwähnen dieſen Punkt hier weniger, weil wir einem ſolchen 
Verſuch, den erſten Grundſatz des Bundesgeſetzes über die Freizügigkeit 


| durch eine Hinterthür zu befeitigen, irgend welche praktiſche Ausführbarkeit 


beimeſſen, als vielmehr, weil es uns befremdlich iſt, gerade die in der 
Praxis erfahrene Hand, welche die Redaction der Kreuz-Zeitung gegen- 
wärtig leitet, auf dieſer Fährte betroffen zu haben *). 

Die Berechtigung der Gemeinden zur Erhebung eines Einzugsgeldes 
als eine lediglich für die Zulaſſung zum Wohnſitz am Orte und zu der 
hieraus eo ipso folgenden bloßen Gemeindeangehörigkeit zu entrichtenden 
Abgabe (im Gegenſatz zu dem für die Gewinnung des „aktuellen Bürger- 
rechts zu erhebenden Bürgerrechtsgeld und zu dem für die Mitbenutzung 
an dem corporativen Gemeinde- oder Bürgervermögen zu entrichtenden 
Einkaufs⸗ oder Eintrittsgeld“) verdankt ſeine Entſtehung bekanntlich der 
Städte⸗Ordnung vom 30. Mai 1853 für die 6 öſtlichen Provinzen, ſowie 
den Städte⸗Ordnungen von 1856 für Rheinland und für Weſtphalen und 
den erläuternden Geſetzen über die Verfaſſung der nicht nach der Städte- 


*) Vergl. Nr. 140 und 141 der Kreuz⸗Zeitung „Zum Unterſtützungswohnſitz“ 
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Ordnung verwalteten Gemeinden dieſer beiden letzterwähnten Pro⸗ 
vinzen. 

Schon bald darauf gingen die lebhafteſten Klagen über die hierin 
für die Städte in den ſechs öſtlichen Provinzen liegende Bevorzugung vor 
den Landgemeinden dieſer Provinzen, namentlich in der Nähe der größeren 
Städte ein, weil gerade dieſe Gemeinden, da ſie ein Einzugsgeld nicht 
erheben durften, vorzugsweiſe von den Arbeiterklaſſen aus den benachbarten 
ſtädtiſchen Induſtrieplätzen als Wohnſitz aufgeſucht und dadurch der Gefahr 
der Armenlaſt für dieſe Arbeiter und ihre Familien ausgeſetzt wurden, 
während die Arbeitskraft derſelben nur der Induſtrie der benachbarten 
Stadt zu Gute kam. 

Es traten deshalb ſchon in den Jahren 1855 —59 mehrfache Anträge 
und Petitionen an den Landtag heran, die Erhebung des Einzugsgeldes 
für die Zulaſſung zum Wohnſitz auch in den ſechs öſtlichen Provinzen 
auf die Landgemeinden auszudehnen. Ein in dieſer Richtung von dem 
Herrenhauſe angenommener Antrag des Grafen v. Itzenplitz 1855/56 fand 
jedoch im Abgeordnetenhauſe keine Zuſtimmung. 

Um den mit dem Einzugsgeld verbundenen Uebelſtänden abzuhelfen, 
wurden daher unter dem 14. Mai 1860 und 24. Juni 1861 zwei im 
Weſentlichen gleichlautende Geſetze erlaſſen, wonach für die ſämmtlichen 
Städte der Monarchie und reſp. für die Landgemeinden in Weſtphalen 
die höchſten zuläſſigen Beträge des Einzugsgeldes ſtufenweiſe auf 3 bis 
höchſtens 20 Thaler herabgemindert und die Ausweiſungsbefugniß der 
berechtigten Gemeinden wegen nicht gezahlten Einzugsgeldes einigermaaßen 
verclauſulirt wurde. 

Schon bei Berathung dieſer Geſetze wurde allgemein und zwar auch 
von der Regierung ſelbſt anerkannt, daß der früher im Auge gehabte 
Zweck, leichtfertigen Wohnſitzänderungen mittelloſer Perſonen einigermaaßen 
vorzubeugen, und die Gemeinden, namentlich die größeren Städte gegen 
einen allzu ſtarken Andrang des Proletariats zu ſchützen, nur in ſehr 
mangelhafter und dem Gemeinweſen wenig vortheilhafter Weiſe erreicht 
worden. 

Nur um den berechtigten Gemeinden durch eine plötzliche Entziehung 
dieſer Einnahmequelle keine Verlegenheiten zu bereiten, alſo aus „rein 
finanziellen Gründen“, wählte man einen Mittelweg und ließ das Einzugs⸗ 
geld, deſſen Prinzip man ſchon damals verwarf, nur einſtweilen noch unter 
obigen Einſchränkungen beſtehen. 

Ein bei dieſer Gelegenheit im Herrenhauſe wiederholt geſtellter An. | 
trag des Baron v. Senfft⸗Pilſach, auch den Landgemeinden in den ſechs 
öſtlichen Provinzen die Erhebung des Einzugsgeldes zu geſtatten, wurde 
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damals vom Herrenhauſe ſelbſt verworfen, gleichzeitig auch ein damals 
von dem Grafen v. Itzenplitz geſtellter Antrag su gänzliche Beſeitigung 
des Einzugsgeldes. 

Aber auch nach Erlaß der Geſetze von 1860/61 hat es ſich, wie die 
Regierungsvorlage zu dem ſpäteren Aufhebungsgeſetz vom 2. März 1867 


(Druckſ. des Herrenhauſes 1866/67 Nr. 115) ſagt, beſtätigt, 


„daß das Einzugsgeld weit öfter den ſoliden, beſonnenen und 
tüchtigen Arbeiter, als den unſtäten, unſorglichen, der den Ge— 
meindezwecken wenig förderlich iſt, der es auf Execution und 
Ausweiſung ankommen läßt, und ungleich leichter der Verarmung 
verfällt, zurückzuhalten pflegt; daß aber auch der vorſichtige und 
gewiſſenhafte Arbeiter, der die Abgabe zahlt, gerade durch die 
Hingabe ſeiner letzten Erſparniß, oft der Verarmung, reſp. wenn 
dieſe binnen Jahresfriſt eintritt, der Wiederausweiſung entgegen 
geführt wird“. 

Es hat ſich, wie es a. a. O. heißt, gezeigt, 

„daß ſolchergeſtalt in den Städten, ungeachtet eines ſtets zahlreich 
vorhandenen fluctuirenden Proletariats, welches die communale 
Fürſorge ſtark in Anſpruch nimmt, dennoch der Gewerbebetrieb 
und die Induſtrie, zum Nachtheil ihrer Entwickelung das volle 
Maaß tüchtiger Kräfte, deren ſie bedürfen, öfters entbehren müſſen. 
Der Nutzen des Einzugsgeldes reducirt ſich hiernach faſt allein auf 
die Geldeinnahme, welche daſſelbe der Gemeindekaſſe gewährt“. 

„Jede hieraus zu entnehmende Billigkeitsrückſicht, ven Communen 
dieſe Einnahme noch ferner zu belaſſen, verſchwindet aber gegen— 
über dem geſetzlichen Prinzip der Freizügigkeit und den Grund⸗ 
ſätzen einer ſtaatswirthſchaftlich geregelten Beſteuerung, mit denen 
eine Auflage, welche vorzugsweiſe die ärmere, nur auf ihre 
Arbeitskraft verwieſene Bevölkerung trifft, und dieſe an der Auf⸗ 
ſuchung möglichſt vortheilhafter und zuſagender Arbeit hindert, 
nicht im Einklang ſteht“. 

Aus dieſen Erwägungen legte die Staatsregierung im Januar 1867 
zunächſt dem Herrenhauſe den Geſetzentwurf wegen gänzlicher Beſeitigung 
des Einzugsgeldes vor, und die zur Berathung deſſelben gewählte 
Commiſſion des Herrenhauſes befürwortete nach dem Bericht des Referenten 
v. Tettau die Annahme dieſes Geſetzes einſtimmig (Druckſ. des Herren⸗ 
hauſes 1866/67 Nr. 123), die Minorität freilich mit dem Vorbehalt, 
daß ſie nur deshalb zuſtimme, weil die von ihr prinzipaliter gewünſchte 
Beibehaltung und Ausdehnung der Erhebung eines Einzugsgeldes auch 
auf die Landgemeinden keine Ausſicht auf Annahme habe. Die prinzipielle 
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Beibehaltung des Einzugsgeldes ſollte nach der Anſicht dieſer Minorität 
hauptſächlich im Intereſſe der größeren Städte ſelbſt liegen, welche durch 
die beſtehende Armengeſetzgebung den Landgemeinden gegenüber in einem 
effectiven Nachtheil ſich befänden. 

Dem gegenüber wurde jedoch von der Majorität der Commiſſton 
des Herrenhauſes nicht blos wie von der Minorität als pis-aller, ſondern 


unter völliger Anerkennung der obigen Motive der Regierungsvorlage 3 


die gänzliche Wiederbeſeitigung des Einzugsgeldes und die Wiederherſtellung 
der Freizügigkeit beſchloſſen, wie ſie nach dem preußiſchen Aufnahmegeſetz 
vom 31. Dezember 1842 allen arbeitsfähigen preußiſchen Staatsange⸗ 
hörigen geſichert war. Insbeſondere wurde hierbei auf die Widerſinnig⸗ 
keit des Einzugsgeldes gegenüber dem Strafgeſetzbuch hingewieſen: wenn 
Denen, welche nach Verluſt ihrer bisherigen Wohnung binnen einer von 
der Polizeibehörde ihnen zu ſtellenden Friſt, ſich und ihrer Familie ein 
anderes Unterkommen nicht verſchaffen, Gefängnißſtrafe und zwangsweiſe 
Unterbringung in ein Arbeitshaus droht), jo ſei es widerſinnig, die 
hiervon betroffenen an ſich arbeitsfähigen Perſonen an der Aufſuchung 
eines ſolchen Unterkommens dadurch zu hindern, daß man den Gemeinden 
auf dem platten Land, wie in den Städten das Recht gäbe, die Zulaſſung 
zum Wohnſitz von der Erhebung eines Einzugsgeldes abhängig zu machen 
und dadurch die Arbeitsgelegenheit und Unterkommen ſuchenden Perſonen, 
blos weil es ihnen an dem baaren Einzugsgeld fehlte, der ieee 
und der Einſperrung in ein Arbeitshaus auszuſetzen. 

In der darauf folgenden Sitzung des Herrenhauſes ſelbſt vom 
29. Januar 1867 kam übrigens von keiner Seite ein Widerſpruch gegen 
die völlige Aufhebung des Einzugsgeldes zur Aeußerung, ſelbſt nicht ſeitens 
des Barons v. Senfft-Pilſach, der nur einige von dem Berichterſtatter 


v. Tettau als irrthümlich widerlegte unweſentliche Bedenken gegen die 


Faſſung, nicht aber gegen den Zweck und die eigentliche Dispoſition des 
Geſetzes vorbrachte. 
Im Abgeordnetenhauſe wurde das Geſetz zur Schlußberathung ge⸗ 


ſtellt und auf den mündlichen Bericht des Abg. Hübner gleichfalls ein 4 
ſtimmig in der Sitzung vom 5. Februar angenommen, worauf es 9 1 


dem 2. März 1867 die landesherrliche Sanction erhielt. 5 
Wie wenig in der That auch durch die Wiederaufhebung des Ein- 


zugsgeldes das wahre Intereſſe der berechtigten Communen geſchädigt 29 


wurde und wie werthlos das zu ſo viel Verwirrung und Streit Veran⸗ 


laſſung gebende Experiment einer Abkehr des Proletariats von den Städten N . 1 


*) Vergl. 88 119 und 120 des preuß. Strf.⸗G.⸗B. v. 14. April 1851, Art. XI-XIV Eig. 
Gſ. vom 21. Mai 1855; 88 361 und 362 D. Strf.⸗G.⸗B. A 
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durch Erhebung eines Einzugsgeldes war, dafür ſpricht insbeſondere der 
Umſtand, daß ſchon vor Erlaß des Aufhebungsgeſetzes vom 2. März 1867 
eine anſehnliche Reihe von größeren und mittleren Städten freiwillig in 
ihrem eigenen Intereſſe die Wiederaufhebung des Einzugsgeldes be— 
ſchloſſen hatte. Der hierdurch veranlaßte Ausfall an Einnahmen fiel 
überhaupt nur in dem Haushalt der größeren Städte ins Gewicht, ſtand 


jedoch auch hier in keinem Verhältniß zu den von der Commune aufzu⸗ 
bringenden viel erheblicheren Armenlaſten. Ohnehin aber waren die 


2 
. 


m 


Communen, wollten fie ſich nicht oft der beiten Arbeitskräfte ſelbſt be- 
rauben, genöthigt, in unzähligen Fällen anziehenden Einwohnern, welche 
das Einzugsgeld nicht ſogleich entrichten konnten, daſſelbe in Termin: 
zahlungen zu ſtunden, womit für die Gemeindebeamten eine ſtets ver— 
mehrte Geſchäftslaſt und ein geſteigertes Riſico verbunden war. 

Und was lag andererſeits für eine gewiſſenloſe Gemeindebehörde 
näher, als per fas oder nefas, pripatim oder unter irgend welcher Form 


aus Gemeindemitteln für das Haupt der Familie, welche man loswerden 


wollte, die wenigen Thaler aufzubringen, um das zu ſeinem Umzug nach 
der benachbarten größeren Stadt erforderliche Einzugsgeld zu decken? 
Statt alſo die größeren Städte gegen den Andrang problematiſcher 


Exiſtenzen zu ſichern, gewährte des Geſetz vielmehr die Möglichkeit, daß, 


wie der Berichterſtatter Hübner in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
vom 5. Februar 1867 es als eine bekannte Thatſache hervorhob, dem 
wirklichen Geſindel ſeitens der Gemeindebehörde des früheren Wohnorts 
bereitwilligſt der Umzug durch Vorſtreckung des erforderlichen Einzugs— 
geldes erleichtert, umgekehrt aber den wirklich ſoliden Arbeitern er— 
ſchwert wurde, weil in Betreff ihrer die Gemeinde des bisherigen 
Wohnorts weit eher das Intereſſe hatte, ſie feſtzuhalten als ſie loszu— 
werden. 8 

Und eine ſolche mit ſeltener Einſtimmigkeit aller Faktoren der Geſetz— 
gebung im Jahre 1867 beſeitigte Provocation zu einem demoraliſirenden 
Kampf wünſcht die Redaction der Kreuz-Zeitung im Ernſt nicht nur wieder 
hergeſtellt, ſondern auch auf die Landgemeinden und Gutsbezirke unter 
einander generaliſirt zu ſehen? 

Wenn endlich die Prov.⸗Corr. in ihrer Beſprechung der Verhand— 
lungen der Gewerbecommiſſion des Reichstags hofft, „die nach ihrer An— 
ſicht erſt jetzt beginnende Klärung widerſtreitender Anſichten in der nächſten 
Seſſion des Reichstages zu praktiſchen Neugeſtaltungen auf den ver— 
ſchiedenen betreffenden Gebieten zum Segen des deutſchen Volkes nutzbar 


zu machen“, ſo glauben wir oben dargethan zu haben, daß wenigſtens 


auf dem Gebiet der Freizügigkeit die von der Prov.-Corr. erſt jetzt er⸗ 
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hoffte Klärung widerſtreitender Anſichten in Preußen längſt, mindeſtens 
bereits in den Jahren 1830—42 ſtattgefunden hat. 

Jeder Verſuch, den Gemeinden und ihren Polizeibeamten eine feeite 
Willkühr bei der Geſtattung und Verſagung des Aufenthalts auch nur 
indirekt einzuräumen und dieſe Befugniß durch Aufſtellung gewiſſer Regeln 
etwa unſchädlich machen zu wollen, würde ein völlig verfehltes Unter⸗ 
nehmen ſein, weil jede nachträgliche Controle der einzelnen Localbeamten 
auf dieſem Gebiete eine abſolute Unmöglichkeit iſt. 

Es bleibt daher auch heute, wie im Jahre 1841, nichts übrig, als 
die Wahl zwiſchen einer unbedingten uncontrolirbaren Willkür der Ge⸗ 
meinden und Gemeindebeamten und zwiſchen dem klar ausgeſprochenen 
Recht der Freizügigkeit. 

Ein Beiſpiel aus der allerneueſten Zeit dafür, welchen Gefahren 
durch derartige praktiſche Neugeſtaltungen, nämlich durch die anſcheinend 
unwichtigen Vorſchriften über Ab- und Anmeldung neu anziehender Perſonen, 
der ganze Werth der Freizügigkeitsgeſetzgebung — ſagen wir — auf's Spiel 
geſetzt wird, darüber behalten wir uns eine weitere Beſprechung vor. 


Th. v. Flottwell. 
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